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Vorlaufige Schulordnung fur die Regelschule
(Vorlaufige Regelschulordnung - VRSO)
Vom 2. Juli 1991 .

AufGrunddes 829 Nr.1,2,4,9,10 und 11 sowie des § 30 Abs.DRITTER ABSCHNITT
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ERSTER ABSCHNITT (3) Die Schiilerzeitung soll vornehmlich Beitrége enthalten, die
Allgemeines von Schulern oder Lehrern der Schule verantwortlich bearbeitet
sind. Die Grundsatze einer fairen Berichterstattung sind zu
81 beachten; auf die Vielfalt der Meinungen ist Ricksicht zu
Geltungsbereich nehmen. Der Schulleiter kann die Herstellung und Verbreitung
einzelner Ausgaben der Schiilerzeitung auf dem Schulgelande
Diese Schulordnung gilt fur die staatlichen Regelschulen. untersagen, wenn deren Inhalt gegen Rechtsvorschriften ver-
stoRt oder das Recht der personlichen Ehre verletzt. Eine
§2 weitergehende Beschréankung ist unzuldssig. Ist die Redaktion
Personenbezeichnungen mit der Entscheidung des Schulleiters nach Satz 3 nicht einver-

standen, so kann sie die Behandlung in der Schulkonferenz
Personenbezeichnungen in dieser Verordnung gelten fiir beideverlangen.
Geschlechter.

§6
§3 Teilnahme- und Mitarbeitspflicht
Schulnamen

(1) Jeder Schiiler hat die Pflicht, am Unterricht und an den
Schulnamen werden auf Vorschlag der Schulkonferenz vom sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen teilzunehmen.
Schultrager im Einvernehmen mit dem Kultusministerium Er hat insbesondere die Pflicht, punktlich und regelméRig die

festgelegt. Schule zu besuchen und sich am Unterricht zu beteiligen. Er hat
alles zu unterlassen, was den Schulbetrieb oder die Ordnung der
ZWEITER ABSCHNITT von ihm besuchten Schule oder einer anderen Schule stdren

Schiler konnte. Der Schulleiter, die Lehrer und die Erziehungsberech-

tigten Uberwachen den Schulbesuch.
Erster Unterabschnitt

Bildungsrecht und Teilnahmepflicht (2) Die Entscheidung tiber die Verbindlichkeit sonstiger Schulver-
anstaltungen trifft der Schulleiter. § 33 Abs. 2 Satz 2 und § 42

§4 Abs. 3Nr. 9bleiben unberihrt. Die Durchfiihrung von Schulland-

Recht auf Bildung, Férderung und Teilhabe heimaufenthalten, Lehr- oder Studienfahrten und Fahrten im

Rahmen des internationalen Schuleraustausches bedarf der
(1) Jeder Schiiler hat ein Recht auf eine seinen Fahigkeiten undZustimmung der Schulelternvertretung.
seinen Neigungen entsprechende schulische Bildung und For-
derung. Er hat das Recht, am Unterricht und an den sonstigen(3) Uber Schulveranstaltungen auRerhalb der regelmé&Rigen

verbindlichen Schulveranstaltungen teilzunehmen. Unterrichtszeit sind die Eltern rechtzeitig zu unterrichten.
(2) Der Schler hat das Recht, entsprechend seinem Alter und §7
seiner Funktion innerhalb seiner Schule Verhinderung

1. sich am Schulleben zu beteiligen,
2. im Rahmen der Schulordnung und der Lehrplane an der (1) Ist ein Schuler aus zwingenden Griinden verhindert, am
Gestaltung des Unterrichts mitzuwirken, Unterricht oder an einer sonstigen verbindlichen Schulveran-
3. uber wesentliche Angelegenheiten des Schulbetriebs hin-staltung teilzunehmen, so ist die Schule unverziglich von den
reichend unterrichtet zu werden, Erziehungsberechtigten unter Angabe des Grundes zu verstén-
. Auskunft iiber seinen Leistungsstand und Beratung zu ehaltendigen.
5. bei als ungerecht empfundener Behandlung oder Beurtei-
lung sich nacheinander an Lehrer, an den Schulleiter und an(2) Bei Erkrankung an mehr als drei Unterrichtstagen ist bei
die Schulkonferenz zu wenden. Er kann sich einen Lehrer Wiederbesuch der Schule eine Mitteilung der Erziehungs-

I

seines Vertrauens als Beistand wéahlen. berechtigten Uiber die Dauer der Krankheit vorzulegen. Dauert
die Erkrankung mehr als zehn Unterrichtstage, so kann die

85 Schule die Vorlage eines arztlichen Zeugnisses verlangen.

Recht auf freie Meinungsaulerung, Haufen sich krankheitsbedingte Schulversdumnisse oder be-
Schiilerzeitung stehen an der Erkrankung Zweifel, so kann die Schule die

Vorlage eines arztlichen oder schularztlichen Zeugnisses

(1) Jeder Schiller hat das Recht, seine Meinung frei zu &uRernverlangen.
im Unterricht ist der sachliche Zusammenhang zu wahren.

§8
(2) Inder Schiilerzeitung als Einrichtung der Schule machen die Befreiung
Schiler im Rahmen der Schilermitwirkung von ihrem Recht
auf freie MeinungsauBerung Gebrauch. Jeder Schuler hat dag1) Der Schulleiter kann in begriindeten Fallen vom Unterricht
Recht, an der Schiilerzeitung mitzuwirken. Die Schiilerzeitung in einzelnen Féachern, in der Regel zeitlich begrenzt, befreien.
wird von einer Redaktion von Schiilern der Schule vorbereitet. Die Vorlage eines arztlichen Zeugnisses kann verlangt werden.
Die Redaktion kann sich einen Lehrer ihres Vertrauens zur Die Befreiung kann mit der Auflage verbunden werden, an
Beratung wéahlen. Die Redaktion ist fiir den Inhalt der Schii- anderem Unterricht teilzunehmen.
lerzeitung verantwortlich.
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(2) Uber die Befreiung von einzelnen Unterrichtsstunden oder 5. den Kreisschiilersprecher.
Schulveranstaltungen wegen kdorperlicher Beeintrdchtigung (3) Ein Mitglied der Schilermitwirkung scheidet bei Verlust

entscheidet der zustandige Lehrer. der Wahlbarkeitsvoraussetzungen, bei schriftlichem Verlangen
seiner Erziehungsberechtigten und bei Rucktritt aus seinem
§9 Amt aus.
Beurlaubung
§11
(1) Schuler kénnen in dringenden Ausnahmeféllen auf schrift- Klassensprecher

lichen Antrag der Erziehungsberechtigten beurlaubt werden.
(1) In der Regel wahrend der ersten drei Unterrichtswochen
(2) Den Schulern ist ausreichende Gelegenheit zur Ausiibungnach Schuljahresbeginn wahlt jede Klasse fur das laufende

ihrer Religion zu geben. Schuljahr ausihrer Mitte in geheimer Wahl einen Klassensprecher
und dessen Stellvertreter. Wird ein Wahlleiter nicht gewahlt, so
(3) Zustandig fir die Entscheidung ist nimmt der Klassenlehrer die Aufgabe des Wabhlleiters wahr.
1. derKlassenlehrer bei Beurlaubungen bis zu drei Unterrichts- Dem Klassensprecher obliegen die Aufgaben der Schilermit-
tagen, wirkung fur seine Klasse.
2. der Schulleiter bei Beurlaubungen bis zu 15 Unterrichtsta-
gen, (2) Gewahlt ist, wer im ersten Wahlgang mehr als die Hélfte der
3. das Schulamt bei Beurlaubungen unmittelbar vor und nach abgegebenen gultigen Stimmen erhalt. Wird diese Mehrheit
den Ferien sowie in den sonstigen Fallen. nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter den beiden

Sollen Schiiler mehrerer Schulen zur Teilnahme an auRerschuBewerbern mit den héchsten Stimmenzahlen statt. In diesem
lischen Veranstaltungen beurlaubt werden, so entscheidet dadall entscheidet die einfache Mehrheit. Bei Stimmengleichheit

Schulamt. entscheidet das Los.
Zweiter Unterabschnitt (3) Scheidet ein Klassensprecher oder ein Stellvertreter aus
Schulermitwirkung seinem Amt aus, so findet fir den Rest des Schuljahres eine
Neuwahl statt. Satz 1 gilt entsprechend, wenn mindestens zwei
§ 10 Drittel der Wahlberechtigten eine Neuwahl verlangen.
Einrichtung und Aufgaben
§12
(1) Die Schilermitwirkung bietet den Schilern die Moglichkeit, Schilersprecher

ihrem Alter und ihrer Verantwortungsfahigkeit entsprechend

sich an der Gestaltung des Schullebens zu beteiligen. Die (1) Die Klassensprecher und ihre Stellvertreter wéahlen aus ihrer
Schiler werden dabei vom Schulleiter, von den Lehrern und denMitte spétestens in der vierten Unterrichtswoche nach
Erziehungsberechtigten unterstitzt. Zu den Aufgaben der Schuljahresbeginn fur das Schuljahr den Schulersprecher und
Schiulermitwirkung gehdren insbesondere die Wahrnehmung seine beiden Stellvertreter. Wird ein Wabhlleiter nicht gewahilt,
schulischer und sozialer Interessen der Schiiler innerhalb derso nimmt der Schulleiter oder ein von ihm beauftragter Lehrer
Schule, die Durchfiihrung gemeinsamer Veranstaltungen, die die Aufgabe des Wabhlleiters wahr. Die Wabhl findetin getrennten
Mithilfe bei der Losung von Konfliktfallen und die Ubernahme und geheimen Wahlgangen statt. Jeder Wahlberechtigte hat
von Ordnungsaufgaben. Zu den Rechten der Schiilermitwirkung eine Stimme, die nicht Gbertragbar ist. § 11 Abs. 2 und 3 gilt

gehort es, entsprechend.
1. in allen sie betreffenden Angelegenheiten durch die Schule
informiert zu werden (Informationsrecht), (2) Die Giiltigkeit der Wahl setzt die Anwesenheit von mindestens

2. Wunsche und Anregungen der Schuler an die Lehrer, denzwei Drittel der Wahlberechtigten voraus.
Leiter der Schule und die Schulelternvertretung zu Gibermitteln
(Anhoérungs- und Vorschlagsrecht), §13

3. auf Antrag des betroffenen Schilers ihre Hilfe und Vermitt- Klassensprecherversammlung, Schilerausschufl
lung einzusetzen (Vermittlungsrecht),

4. Beschwerden allgemeiner Art bei Lehrern, beim Leiter der (1) Die Klassensprecher, der Schiilersprecher und die jeweiligen
Schule undin der Schulkonferenz vorzubringen (Beschwerde- Stellvertreter bilden die Klassensprecherversammiung.
recht),

5. beider Aufstellung und Durchfiihrung der Hausordnung, der (2) Die Klassensprecherversammlung tritt bei Bedarf zusam-
Organisation und Betreuung von besonderen Veranstaltungenmen und behandelt Fragen, die tber den Kreis einer Klasse
und in der Schulkonferenz mitzuberaten, hinaus fur die Schiler der gesamten Schule von Interesse sind.

6. zur Gestaltung von Kursen und Schulveranstaltungen und im Der Antrag auf Einberufung ist rechtzeitig unter Beifligung der
Rahmen der Lehrplane Anregungen zu geben und VorschlageTagesordnung vom Schilersprecher beim Schulleiter zu stel-
zu unterbreiten. len. Der Schulleiter hat dem Antrag zu entsprechen, wenn nicht

gewichtige Griinde dem entgegenstehen. Die Klassensprecher-

(2) Die Aufgaben der Schilermitwirkung werden insbesondere versammlung wird vom Schilersprecher geleitet.

wahrgenommen durch

1. die Klassensprecher und ihre Stellvertreter, (3) Der Schiilersprecher und seine beiden Stellvertreter bilden
2. die Klassensprecherversammiung, den Schilerausschuf. Der Schilerausschuf ist ausfiihrendes
3. den Schilersprecher und seine beiden Stellvertreter, Organ der Klassensprecherversammlung; er kann im Rahmen

4. den Schiilerausschuf3, der Aufgaben der Schilermitwirkung und der Beschlusse der
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Klassensprecherversammlung dem Schulleiter, der Lehrerkon-entsprechend. Der Kreisschilersprecher nimmt die Aufgaben
ferenz, der Elternvertretung, der Schulkonferenz und einzelnen der Schilermitwirkung auf Schulamtsebene wabhr.
Lehrern Wiinsche und Anregungen vortragen. Der Schulleiter

unterrichtet den Schilerausschuf? iber Angelegenheiten, die fiir DRITTER ABSCHNITT
die Schule von allgemeiner Bedeutung sind, sowie Uber Rechts- Erziehungsberechtigte
und Verwaltungsvorschriften und Beschlisse der Lehrerkon-
ferenz, soweit sie allgemeine Schillerangelegenheiten betreffen. Erster Unterabschnitt
Zusammenarbeit mit der Schule
§14
Kosten der Schilermitwirkung §18

Erziehungsberechtigte

(1) Die notwendigen Kosten der Schilermitwirkung bestreitet
der Schultrager im Rahmen des Haushalts fur die Schule. Erziehungsberechtigter im Sinne dieser Schulordnung ist, wem

nach dem birgerlichen Recht die Sorge fir die Person des
(2) Uber die aus Zuwendungen Dritter sowie die aus Veranstal- minderjahrigen Schiilers obliegt.
tungen zur Verfligung stehenden Einnahmen und deren Ver-
wendung ist ein Nachweis zu fiihren. In dem Nachweis sind alle 8§19
Einzahlungen und Auszahlungen einzeln und getrennt vonein- Recht auf Information
ander darzustellen und zu belegen. Die Verwaltung der Gelder
und die Fuhrung des Nachweises obliegen dem Schileraus-(1) Die Erziehungsberechtigten haben gegeniber der Schule ein
schul. Die Schule richtet in der Regel ein Konto ein, das der Recht auf Auskunft Giber den Leistungsstand des Schiilers.
Schulersprecher oder einer der Stellvertreter und ein Lehrer
gemeinsam verwalten; der Schulleiter erteilt diesen insoweit (2) Die Schule ist verpflichtet, die Erziehungsberechtigten
eine Gesamtzeichnungsbefugnis. Die Verwaltung der Gelder méglichst friihzeitig iber ein auffallendes Absinken der
einschlief3lich der Kontenfuihrung unterliegt der jederzeit még- Leistungen und sonstige wesentliche, den Schiiler betreffende
lichen Prufung durch den Schulleiter oder einen von ihm Vorgange schriftlich zu unterrichten. Ist eine Benachrichtigung
beauftragten Lehrer im Benehmen mit der Klassensprecherver-unterblieben, so kann daraus ein Recht auf Versetzung nicht
sammlung. Im Schulhalbjahr findet mindestens eine Prufung hergeleitet werden.

statt.
(3) Steht am Ende eines Schuljahres fest, daf ein Schiler nicht
§15 in die nachsthohere Klassenstufe versetzt wird oder die
Freistellung Abschlu3priufung nicht bestanden hat, so ist die Schule

verpflichtet, den Erziehungsberechtigten Uber den weiteren
Auf Antrag gibt der Schulleiter den Mitgliedern der Klassen- Bildungsweg des Schiilers eine Beratung anzubieten.
sprecherversammlung oder des Schulerausschussesin der Regel

einmal im Monat Gelegenheit, auch wahrend der Unterrichtszeit §20
zu einer Besprechung zusammenzukommen. Elternsprechstunden, Elternsprechtage und
Elternversammlungen
§16
Vertrauenslehrer (1) Der Zusammenarbeit der Schule mit den Erziehungsbe-

rechtigten dienen insbesondere Elternsprechstunden, Eltern-
(1) Die Klassensprecherversammlung kann fiir jeweils ein sprechtage, Klassenelternversammlungen und Elternver-
Schuljahr einen hauptamtlichen Lehrer als Vertrauenslehrer sammlungen.
wahlen. Lehnt ein Lehrer die Annahme der Wahl ab oder
scheidet ein Vertrauenslehrer aus dem Amt aus, so findet eine(2) Die Klassenlehrer halten wéchentlich, die Fachlehrer monat-
Neuwahl fur den Rest des Schuljahres statt. lich eine Elternsprechstunde auRerhalb ihrer Unterrichtszeit ab.
Zeit und Ort der Elternsprechstunden werden zu Beginn des
(2) Der Vertrauenslehrer pflegt die Verbindung zwischen Schuljahres bekanntgegeben. Im tbrigen werden Elternsprech-
Schulleiter und Lehrern einerseits und den Schiilern andererseitsstunden nach Bedarf abgehalten.
Er beréat die Einrichtungen der Schilermitwirkung und vermittelt

bei Beschwerden. (3) In jedem Schuljahr wird ein Elternsprechtag abgehalten, an
dem die Lehrer den Erziehungsberechtigten zur Verfligung

8§17 stehen. Der Elternsprechtag ist auerhalb des Pflichtunterrichts

Kreisschulersprecher SO anzusetzen, dal3 berufstatigen Erziehungsberechtigten der

Besuch moglich ist. Ort und Zeit des Elternsprechtages werden
Spatestens in der finften Woche nach Unterrichtsbeginn ladtden Erziehungsberechtigten rechtzeitig vom Schulleiter
das Schulamt den Schillersprecher von jeder Regelschule seineschriftlich mitgeteilt.
Zustandigkeitsbereichs zur Wahl des Kreisschilersprechers fur
die Regelschulen und seines Stellvertreters ein. Wird ein (4) In jedem Schuljahr sind mdglichst in den ersten drei
Wahlleiter nicht gewéhlt, so nimmt der Leiter des Schulamts Monaten nach Unterrichtsbeginn Klassenelternversammlungen
oder ein von ihm beauftragter Mitarbeiter die Aufgabe des durchzufiihren, in denen den Erziehungsberechtigten insbe-
Wabhlleiters wahr. Wéhlbar sind die Wahlberechtigten. § 12 sondere Erziehungs- und Unterrichtsziele sowie unterrichtliche
Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 2 sowie § 11 Abs. 2 und 3 geltenVerfahrensweisen erlautert werden. Dem begriindeten Antrag
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der Elternvertretung auf Durchfiihrung einer weiteren Klassen- (3) Stimmberechtigt sind die bei der Wahl anwesenden

elternversammlung soll entsprochen werden. Die Klasseneltern-Wahlberechtigten. Fiir jedes die Klasse besuchende Kind kann

versammlung wird vom Klassenlehrer einberufen und geleitet. eine Stimme abgegeben werden.

Die in der Klasse unterrichtenden Lehrer nehmen bei Bedarf

teil. (4) Auf Antrag eines Erziehungsberechtigten entscheiden die
Stimmberechtigten durch Mehrheitsbeschlul3, ob sie die Wahl

(5) Die Erziehungsberechtigten aller Schiler oder der Schiiler geheim oder in offener Abstimmung durchfiihren wollen.

mehrerer Klassen oder Klassenstufen kénnen zu Eltern-

versammlungen eingeladen werden, wenn Angelegenheiten,(5) Nicht wahlbar sind die an der Schule tatigen Lehrer und

die die Schule insgesamt oder mehrere Klassen betreffen, diessonstigen Mitarbeiter.

geboten erscheinen lassen. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

Die Elternversammlung wird vom Schulleiter einberufen und (6) Gewabhlt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Haben

geleitet. Die Klassenlehrer der betreffenden Klassen nehmenmehrere Bewerber die gleiche Stimmenzahl erhalten, so findet

daran teil. eine Stichwahl statt. Ergibt sich auch in der Stichwahl
Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. Die Uibrigen Gewahl-

(6) An einem Tag im Schuljahr kénnen die Er- tensindErsatzleuteinder Reihenfolge der erzielten Stimmenzahl.

ziehungsberechtigten durch den Schulleiter eingeladen werden,

um Einblick in die Arbeit der Schule zu nehmen (Tag der (7)EinErziehungsberechtigter kanninnerhalb einer Regelschule

offenen Tir). nur in einer Klasse Klassenelternsprecher sein.
§21 (8) Uber die Wahl wird eine Niederschrift angefertigt. Diese
Pflichten der Erziehungsberechtigten enthalt insbesondere den wesentlichen Gang der Wahl und die

Feststellung des Wahlergebnisses.
Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, um die gewissen-
hafte Erfullung der schulischen Pflichten und der von der (9) Die Amtszeit des Klassenelternsprechers beginnt mit der
Schule gestellten Anforderungen durch die Schiler besorgt zu Feststellung des Wabhlergebnisses und endet mit dem Ablauf
sein und die Erziehungsarbeit der Schule zu unterstutzen. des Schuljahres. Das Amt endet mit dem Ablauf der Amtszeit,
dem Ausscheiden des Kindes aus der Klasse, der Auflésung der
§22 Klasse, der Niederlegung des Amts oder dem Verlust der
Rechtsschutz der Erziehungsberechtigten Wahlbarkeit.

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen Erziehungsberech-(10) Scheidet ein Klassenelternsprecher wéahrend der Amtszeit
tigten und Lehrern sollenin der Schule im Wege einer Ausspracheaus, sowird die Ersatzperson mit der ndchsthéheren Stimmenzahl
ausgerdumt werden. Im Ubrigen kdnnen die Erziehungs- Klassenelternsprecher.
berechtigten Aufsichtsbeschwerde erheben, die bei der Schule
eingelegt werden soll. Soweit die Schule der Aufsichts- §24
beschwerde nicht abhilft, hat sie diese mit ihrer Stellungnahme Schulelternvertretung
an das Schulamt zur Entscheidung weiterzuleiten.
Bei einziigigen Schulen bilden die Klassenelternsprecher die
(2) Gegen schulische Entscheidungen, die Verwaltungsakte Schulelternvertretung. Bei mehrzigigen Schulen besteht die
sind, kann neben oder anstelle der Aufsichtsbeschwerde beimSchulelternvertretung aus neun Mitgliedern. Dabei sollen
zustandigen Verwaltungsgericht Klage erhoben werden; vor Elternsprecher aller Klassenstufen vertreten sein. Diese werden
Erhebung einer Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage muf? von den Klassenelternsprechern aus ihrer Mitte gewabhlt. § 23
Widerspruch bei der Schule oder beim Schulamt eingelegt Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, 3, 4, 6, 8, 9 und 10 gilt entsprechend.
werden. Das Verfahrenrichtet sich nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung. §25
Geschaftsgang
Zweiter Unterabschnitt
Elternmitwirkung (1) Die Schulelternvertretung wahlt aus ihrer Mitte einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
§23
Klassenelternsprecher (2) Die Schulelternvertretung tagt nicht offentlich, wenn
schutzenswerte Belange von Einzelpersonen berihrt sind. Sie
(1) An den Regelschulen wahlen die Erziehungsberechtigtenist beschlu3fahig, wenn alle Mitglieder schriftlich eine Woche
der Schuler einer Klasse aus ihrer Mitte fur die Dauer eines vor dem Termin unter Beifiigung der Tagesordnung geladen
Schuljahres den Klassenelternsprecher und seinen Stellvertretersind und mindestens die Halfte der Mitglieder anwesend ist. Die
Die Tatigkeit als Klassenelternsprecher ist ehrenamtlich. Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefal3t. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den
(2) Der Klassenlehrer setzt Ort und Zeit der Wahl fest und ladt Ausschlag.
zu ihr ein. Der Wabhlleiter wird von den Erziehungsberechtigten
aus ihrer Mitte bestimmt. Die Wahl hat méglichstinnerhalb von (3) Der Vorsitzende beruft die Schulelternvertretung nach
drei Wochen nach Unterrichtsbeginn stattzufinden. Bedarf zu den Sitzungen ein, mindestens jedoch dreimal im
Jahr. Er muB3 sie einberufen, wenn mindestens ein Drittel der
Mitglieder es beantragt.
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(4) Der Schulleiter und ein Vertreter des Schultragers missen §29
von der Schulelternvertretung zu den von ihnen genannten Verwaltung von Unkostenbeitragen
Angelegenheiten in der Sitzung gehort werden.

Fallen fur die Durchfihrung von Schullandheimaufenthalten,
(5) Die Schulelternvertretung kann die Anwesenheit des Lehr-und Studienfahrten, Schiler- und Lehrwanderungen sowie
Schulleiters oder eines Vertreters des Schultragers verlangenvon &hnlichen Veranstaltungen der Schule Unkosten an, so
Sie kann zur Beratung einzelner Angelegenheiten weitere kénnen die von den Erziehungsberechtigten zu entrichtenden
Personen einladen. Unkostenbeitrage auf ein Konto der Schule eingezahlt werden;

in besonderen Féllen kann eine Zahlung an die Schule auch in
(6) Die Mitglieder der Schulelternvertretung haben auch nach bar erfolgen. Haushaltsmittel durfen tber dieses Sonderkonto
Beendigung der Mitgliedschaft Giber die ihnen beiihrer Tatigkeit nicht abgewickelt werden. Die Verwaltung des Kontos oder der
als Schulelternvertreter bekanntgewordenen AngelegenheitenBarbetrage obliegt dem Schulleiter oder den von ihm damit
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fir Tatsachen, beauftragten Bediensteten. Im Schulhalbjahr findet mindestens
die offenkundig sind oder ihrer Natur nach keiner Geheimhaltung eine Kassenprifung durch einen Kassenprifungsausschuf? statt,
bedurfen. die von einem Elternvertreter und einem Lehrervertreter

durchgefihrt wird.

§26
Aufgaben
VIERTER ABSCHNITT

(1) Die Schulelternvertretung wirkt in Angelegenheiten, die fur Schulleitung, Lehrer, Lehrerkonferenz
die Schule von allgemeiner Bedeutung sind, beratend mit.
Aufgabe der Schulelternvertretung ist es, Erster Unterabschnitt
1. das Vertrauensverhaltnis zwischen den Erziehungsberech- Schulleitung und Lehrer

tigten und den Lehrern, die gemeinsam fir die Bildung und

Erziehung der Schiler verantwortlich sind, zu vertiefen, § 30
2. das Interesse der Erziehungsberechtigten fur die Bildung Schulleiter

und Erziehung der Schiller zu wahren,
3. den Erziehungsberechtigten aller Schiler oder der Schuler(1) Fir jede Schule wird vom Kultusministerium im Benehmen
einzelner Klassen in besonderen Veranstaltungen Gelegen-mitdem Schultrager ein Schulleiter bestellt, der zugleich Lehrer

heit zur Information und zur Aussprache zu geben, der Schule ist. Das Verfahren wird gesondert geregelt. Der
4. Wunsche, Anregungen und Vorschlage der Erziehungsbe-Schulleiter vertritt die Schule nach auf3en. Zur Unterstiitzung
rechtigten zu beraten, und Vertretung des Schulleiters im Verhinderungsfall wird in
5. durch gewahlte Vertreter an den Beratungen der Schulkon-der Regel ein stellvertretender Schulleiter, der Lehrer der
ferenz teilzunehmen. Schule sein muR3, eingesetzt.
Die Schulelternvertretung wirkt aul3erdem mit, soweit dies in
der Schulordnung vorgesehen ist. (2) Sind eine Grundschule und eine Regelschule auf einem

Schulgelande untergebracht, so bt der Leiter der Regelschule
(2) Im Rahmen des Absatzes 1 nimmt der Klassenelternsprecheim Benehmen mit dem Leiter der Grundschule das Hausrecht
die Belange der Erziehungsberechtigten der Schiiler einer Klasseaus, wenn die Schulen in ihrer Gesamtheit betroffen sind.
wabhr.
(3) Der Schulleiter ist fur einen geordneten Schulbetrieb und
§ 27 Unterricht sowie gemeinsam mit den Lehrern fiir die Bildung
Unterrichtung der Schulelternvertretung und Erziehung der Schuler verantwortlich; die vonihm besuchten
Unterrichtsstunden bespricht er mit den Lehrern. In Erfillung
(1) Der Schulleiter unterrichtet die Schulelternvertretung zum dieser Aufgaben ist er den Lehrern und dem sonstigen padago-
frihestmdglichen Zeitpunkt tber alle Angelegenheiten, die fiir gischen Personal sowie dem Verwaltungs- und Hauspersonal
die Schule von allgemeiner Bedeutung sind. Er erteilt die fiir die gegenuber weisungsberechtigt. Er berat die Lehrer und das
Arbeit der Schulelternvertretung notwendigen Auskiinfte. sonstige padagogische Personal und sorgt fiir deren Zusammen-
arbeit.
(2) Der Schulleiter, das Schulamt und der Schultréager prufen im
Rahmen ihrer Zusténdigkeit die Anregungen und Vorschlage §31
der Schulelternvertretung in der Regel innerhalb von sechs Lehrer
Wochen und teilen dieser das Ergebnis mit, wobei im Falle der
Ablehnung das Ergebnis zu begriinden ist. (1) Der Lehrer unterrichtet und erzieht die ihm anvertrauten
Schiler und beurteilt ihre Leistungen in eigener Verantwortung
§ 28 im Rahmen der fir ihn geltenden Rechtsvorschriften und
Kreiselternsprecher Konferenzbeschliisse (§ 11 Abs. 2 VBIG). Er erfullt seine
Aufgaben im vertrauensvollen Zusammenwirken mit den
Die Vorsitzenden der Schulelternvertretungen aller RegelschulenSchiilern und den Erziehungsberechtigten.
eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt werden vom
Leiter des Schulamts méglichst innerhalb von funf Wochen (2) Der Lehrer hat Uber dienstliche Angelegenheiten
nach Unterrichtsbeginn zusammengerufen. Sie wahlen aus ihrerVerschwiegenheit zu wahren. Die Verpflichtung erlischt nicht
Mitte einen Kreiselternsprecher fur die Regelschulen und zwei mit der Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhéltnisses.
Stellvertreter.
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(3) Der Lehrer nimmt die Firsorge- und Aufsichtspflicht der mit Ausnahme von Aufsichtsbeschwerden gegen die Schule
Schule, einschlie3lich Sicherheitserziehung und Unfallver- und von Dienstaufsichtsbeschwerden.

hitung, wahr. Er kann Schiilern Anweisungen erteilen, sofern

diese deren Unterrichtsarbeit oder deren Verhaltenim auBerunter{3) In den lbrigen Angelegenheiten gefaf3te Beschlusse sind
richtlichen Bereich der Schule betreffen. Empfehlungen.

(4) Der Lehrer informiert Schiiler und Eltern tGiber seine Unter- (4) Fir die Ausfihrung der Beschlisse der Lehrerkonferenz
richtsvorhaben und Uber Vorhaben im aulRerunterrichtlichen nach Absatz 2 Satz 1 ist der Schulleiter verantwortlich. Ist der
Bereich und gibt ihnen Gelegenheit zu Vorschlagen und Aus- Schulleiter der Auffassung, daf? ein BeschluR3 der Lehrerkonfe-
sprachen. renz gegen eine Rechts- oder Verwaltungsvorschrift verstoft
oder daB er fur die Ausfihrung des Beschlusses nicht die
(5) Die in einer Klasse tatigen Lehrer arbeiten mit dem Verant-wortung bernehmen kann, so hat er den Gegenstand
Klassenlehrer zusammen, der vom Schulleiter mit der Fiihrung dieses Beschlusses in einer weiteren, innerhalb eines Monats
der Klasse in der Regel fiir mehr als ein Schuljahr betraut wird. einzuberufenden Sitzung noch einmal zur Beratung zu stellen.
Handelt es sich um eine Angelegenheit, die der Lehrerkonfe-
(6) Der Klassenlehrer ist Ansprechpartner der Schiller seinerrenz nach Absatz 2 Satz 1 zur Entscheidung zugewiesen ist, so

Klasse und deren Eltern in schulischen Angelegenheiten, hat der Schulleiter den Beschluf3 zu beanstanden, den Vollzug
- fuhrt die seine Klasse betreffenden Schuldokumente, auszusetzen und - in dringenden Fallen ohne wiederholte Bera-
- arbeitet mit den Schiiler- und Elternvertretern der Klasse zu- tung - die Entscheidung des Schulamts herbeizufihren. Die
sammen, Beanstandung ist schriftlich zu begrinden. Bis zur Entschei-
- informiertden Schulleiter tiber die Entwicklung seiner Klasse, dung des Schulamts darf der Beschluf nicht ausgefihrt werden.
- beruft Klassenkonferenzen ein und fihrt sie durch, Das Schulamt kann im Ubrigen auch entscheiden, wenn die

- schlagt vor, welche Schiiler eine besondere Belobigung oderLehrerkonferenz oder ein zustéandiger Ausschul3 in einer wich-
Auszeichnung fur ihr Verhalten oder firr ihre Leistungen er- tigen Angelegenheit nicht tatig wird oder schulaufsichtlichen

halten sollen, Beanstandungen nicht Rechnung tragt.
- kanngegenuber der Schulleitung Erziehungs- und Ordnungs-

malnahmen nach § 93 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 fur einzelne Schuler §34

seiner Klasse vorschlagen, Sitzungen

- hat in allen schulischen Gremien, in denen Probleme seiner
Klasse beraten werden, die Moglichkeit zur Mitsprache und (1) Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht 6ffentlich. Sie
zum Vortrag von Schiiler- oder Klassenangelegenheiten.  sind auBerhalb der regelmé&Rigen Unterrichtszeit durchzufihren.

Zweiter Unterabschnitt (2) Die Lehrerkonferenz kann beschlieen, dal3 bei der Bera-

Lehrerkonferenz tung einzelner Tagesordnungspunkte Klassensprecher, Schu-
lersprecher, Mitglieder der Schulelternvertretung, Vertreter

§ 32 des Schultragers, Vertreter von Behdrden und Kirchen sowie
Einrichtung und Mitglieder der Schularzt Gelegenheit zur AuRerung erhalten. § 13 Abs. 3

Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberiihrt.

(1) An jeder Schule besteht eine Lehrerkonferenz.
§35
(2) Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle Lehrer, die an der Einberufung
Schule eigenverantwortlich Unterricht erteilen. Vorsitzender
ist der Schulleiter. Vertreter der Schulaufsichtsbehérden sind (1) Der Schulleiter beruft die Lehrerkonferenz bei Bedarf,

zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt. mindestens jedoch zweimal im Schuljahr ein.
§ 33 (2) Die Lehrerkonferenz mulR innerhalb von zwei Wochen
Aufgaben einberufen werden, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder

oder das Schulamt unter Angabe der zu beratenden Gegenstande
(1) Die Lehrerkonferenz hat die Aufgabe, die Erziehungs- und dies verlangt.
Unterrichtsarbeit sowie das kollegiale und padagogische Zusam-
menwirken der Lehrer an der Schule zu sichern. Die Aufgaben (3) Der Vorsitzende hat Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung
des Schulleiters und die padagogische Verantwortung desden Mitgliedern mindestens eine Woche vor Beginn schriftlich
einzelnen Lehrers bleiben unberihrt. bekanntzugeben. Die schriftliche Bekanntgabe kann durch
Aushang in der an der Schule Ublichen Weise erfolgen. In
(2) Die Lehrerkonferenz beschlieRtin den Angelegenheiten, die dringenden Féllen ist der Vorsitzende an die Frist nicht gebun-
ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Entscheidung den.
zugewiesen sind, mit bindender Wirkung fur den Schulleiter
und die Ubrigen Mitglieder der Lehrerkonferenz. Die Lehrer- § 36
konferenz entscheidet Uber Veranstaltungen, die die gesamte Teilnahmepflicht
Schule betreffen, ber das Angebot von Fachernim Rahmen des
§ 55 Abs. 2 Satz 4, Uiber die Unterrichtszeit nach § 57 Abs. 1 und(1) Die Mitglieder der Lehrerkonferenz sind verpflichtet, an den
2 und tber Beschwerden von grundsatzlicher Bedeutung gegerSitzungen teilzunehmen. Lehrer, die zur Unterrichtserteilung
allgemeine Unterrichts- und ErziehungsmafRnahmen der Schulean mehreren Schulen eingesetzt werden sowie nebenberuflich
tétige Lehrer sind hierzu nur in dem Umfang verpflichtet, in
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dem ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem von ihnen Konferenz zu genehmigen. Einspriiche gegen die Niederschrift
erteilten Unterricht besteht. sind zu vermerken.

(2) Der Vorsitzende kann in Ausnahmefallen von der Teilnahme (4) Die Mitglieder der Lehrerkonferenz haben das Recht, die

an einzelnen Sitzungen befreien. Niederschrift einzusehen. Die Niederschrift ist zehn Jahre
aufzubewahren.
§ 37
Tagesordnung Dritter Unterabschnitt

Klassenkonferenz, Fachkonferenz
(1) Der Vorsitzende setzt die Tagesordnung fest.
§ 42
(2) Jedes Mitglied kann die Behandlung zusétzlicher Tagesord- Klassenkonferenz
nungspunkte beantragen. Widerspricht ein Drittel der Mitglie-
der der Behandlung eines zusétzlichen Tagesordnungspunktes(1) Die Klassenkonferenz besteht aus Lehrern, die in der Klasse
so ist die Angelegenheit auf die Tagesordnung der néchstenoder in den Kursen unterrichten, an denen Schiiler der Klasse

Sitzung zu setzen. teilnehmen.
§38 (2) Vorsitzender der Klassenkonferenz ist der Klassenlehrer. In
Beschlu3fahigkeit Angelegenheiten der Ein- und Umstufung sowie der Versetzung

fuhrt der Schulleiter den Vorsitz; er kann diese Aufgabe seinem
(1) Die Lehrerkonferenz ist beschlu3fahig, wenn samtliche Stellvertreter oder einem anderen Lehrer ibertragen.
Mitglieder ordnungsgemaf geladen sind und die Mehrheit der
zur Teilnahme verpflichteten Mitglieder anwesend ist. (3) Die Klassenkonferenz ist fur alle eine Klasse betreffenden

Angelegenheiten zustandig. Sie fordert die Zusammenarbeit
(2) Wird die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal zur Behandlung der Lehrer, um die Erfullung der unterrichtlichen und
desselben Gegenstands zusammengerufen, so ist sie insowegrzieherischen Aufgaben zu gewdbhrleisten. Zu den Aufgaben
ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlu3fahig. der Klassenkonferenz gehdren neben den in der Schulordnung
Bei der zweiten Einladung muR auf diese Bestimmung hin- im einzelnen festgelegten Aufgaben insbesondere

gewiesen werden. 1. die inhaltliche Abstimmung des Unterrichts,
2. die zeitliche Verteilung der Klassenarbeiten und Absprache
§ 39 Uber Umfang und Gestaltung der Hausaufgaben,
Stimmberechtigung 3. die Information der Lehrkréafte Uber Leistungsstand, Mitarbeit,

Entwicklung und Verhalten der Schdler,
(1) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Lehrerkonferenz. 4. die Mitwirkung beim Ubergang der Schiiler inandere Schular-
ten und in die berufliche Ausbildung,
(2) Der Ausschlul eines Mitgliedes von der Beratung und 5. die Teilnahme der Schiiler an Férdermalinahmen,
Abstimmung richtet sich nach 8§ 20 des Verwaltungsver- 6. die Zusammenarbeit mit der Eltern- und Schulervertretung

fahrensgesetzes. der Klasse,
7. die Entscheidungen nach § 66 und § 67 Abs. 6,
8§40 8. die Antragstellung zum Uberspringen einer Klassenstufe
Beschluf3fassung nach § 69,

9. die Planung und Terminierung von schulischen Veranstal-
(1) Jeder anwesende stimmberechtigte Lehrer ist bei Abstim-  tungen der Klasse.
mungen zur Stimmabgabe verpflichtet.

§ 43

(2) Beschliisse werden in offener Abstimmung mit einfacher Fachkonferenz
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefalit. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. (1) Fachkonferenzen werden fur die Behandlung von Angelegen-

heiten eines Unterrichtsfaches eingerichtet. Verwandte Facher

§41 kdnnen dabei zusammengefal3t werden (Fachergruppen).
Niederschrift

(2) Die Fachkonferenz besteht aus allen Lehrern einer Schule,
(1) Uber jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen. Der die in dem Fach oder in den Fachern die Lehrbeféhigung haben
Vorsitzende bestimmt den Schriftfuhrer. oder unterrichten.

(2) Die Niederschrift muR enthalten Datum, Beginn und Ende (3) Die Fachkonferenz wahlt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden

der Sitzung, die Namen der Anwesenden, die behandeltenfiir die Dauer von zwei Schuljahren.

Gegenstande und das Abstimmungsergebnis. Bei wichtigen

Entscheidungen muf3 die Niederschrift ferner die mal3gebenden(4) Die Fachkonferenz berét und beschlief3t Giber Angelegen-

Griinde enthalten. heiten, die ein Fach oder eine Fachergruppe betreffen. Neben
den Aufgaben, die in dieser Verordnung sowie in der Verordnung

(3) Die Niederschriftist vom Vorsitzenden und vom Schriftfiihrer  tiber die Genehmigung und Zulassung von Lehr- und Lernmitteln

zu unterzeichnen und zu Beginn der nachsten Sitzung von derfestgelegt sind, gehdren insbesondere zu den Aufgaben der
Fachkonferenz:
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1. die Erdrterung der didaktischen und methodischen Fragenvon mindestens vier Mitgliedern einzuberufen. Die Mitglieder

eines Faches oder einer Fachergruppe, haben ein Vorschlagsrecht fur die Tagesordnung.
2. die Absprache Uber die Unterrichtsarbeit in sich erganzen-
den Féchern, (2) Die Schulkonferenz tagt nicht 6ffentlich, wenn schitzens-

3. die Erarbeitung von Empfehlungen zur Koordination der werte Belange von Einzelpersonen berihrt sind. Sie ist be-
fachlichen Anforderungen und der Leistungsbewertungen, schluf3fahig, wenn alle Mitglieder ordnungsgeman geladen sind
4. die Beratung zu Fragen der fachlichen Fortbildung der Lehr- und mindestens die Halfte der Mitglieder anwesend ist. Die
krafte, Beschliisse werden in offener Abstimmung mit einfacher
5. die Anregungen zur Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften Stimmenmehrheit gefafit.
und sonstigen freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen,
6. die Erarbeitung von Vorschlagen zur Anforderung und Ver- (3) Die Schulkonferenz kann zur Behandlung einzelner Tages-
wendung von Haushaltsmitteln fur die Ausstattung der Schule, ordnungspunkte Lehrer und Schuler der Schule, Erziehungs-
7. das Erstellen von Benutzungsplanen fir Fachraume undberechtigte der Schuler, Vertreter des Schultragers, Vertreter
Sammlungen. von Behorden und Kirchen sowie den Schularzt oder den
Schulpsychologen hinzuziehen.
FUNFTER ABSCHNITT

Schulkonferenz (4) Die Mitglieder der Schulkonferenz haben auch nach Been-

digung der Mitgliedschaft Gber die ihnen bei ihrer Téatigkeit in
§44 der Schulkonferenz bekanntgewordenen Angelegenheiten Ver-
Zusammensetzung und Aufgaben schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fir Tatsachen, die

offenkundig sind oder ihrer Natur nach keiner Geheimhaltung
(1) An allen Regelschulen wird eine Schulkonferenz gebildet. bedirfen.
Die Amtszeit endet mit dem Ablauf des Schuljahres.
SECHSTER ABSCHNITT

(2) Mitglieder der Schulkonferenz sind der Schulleiter, drei von Schulverhaltnis, Schulwechsel
der Lehrerkonferenz gewabhlte Lehrer, der Vorsitzende mit zwei

weiteren Mitgliedern der Schulelternvertretung und der Schiler- § 46

ausschuB. Den Vorsitz in der Schulkonferenz fuihrt der Schul- Aufnahme

leiter; er hat kein Stimmrecht. Der Schultréger ist rechtzeitig
Uber die ihn bertihrenden Angelegenheiten zu informieren; er (1) Die Aufnahme eines Schulers erfolgt zu Beginn eines
kann durch Beauftragte an der Beratung teilnehmen. Schuljahres; eine Aufnahme zu einem anderen Zeitpunkt ist aus
wichtigem Grund mdglich.
(3) Die Schulkonferenz berat Fragen, die Schiler, Eltern und
Lehrer gemeinsam betreffen, und gibt Empfehlungen. Der (2) Uber die Aufnahme entscheidet der Schulleiter; er kann bei
Schulkonferenzistinsbesondere Gelegenheit zu einer vorherigenSchulwechsel und Schullaufbahnwechsel, soweit keine beson-
Stellungnahme zu geben deren Bestimmungen bestehen, Regelungen im Einzelfall tref-
1. zu wesentlichen Fragen der Schulorganisation (8§ 55 Abs. 2 fen.
Satz 4, 8 57 Abs. 1), soweit nicht eine Mitwirkung der Erzie-
hungsberechtigten oder Schulelternvertretung vorgeschrie- § 47
ben ist, Daten
2. zu Fragen der Schulwegsicherung und der Unfallverhitung
in Schulen, (1) Bei der Aufnahme sollen folgende Daten des Schilers
3. zu BaumalRnahmen im Bereich der Schule, erhoben werden:
4. zum Erlaf3 von Verhaltensregeln fiir den geordneten Ablauf 1. Familienname,
des aufReren Schulbetriebs (8§ 58), 2. Vorname,
5. zur Festlegung der Pausenordnung (8 57 Abs. 2) und Pausen-3. Geburtsdatum,
verpflegung (8 86 Abs. 2). 4. Geburtsort,
Die Schulkonferenz kann ferner auf Antrag eines Betroffenenin 5. Geschlecht,
Konfliktfallen zwischen Schilern und Lehrern vermitteln. 6. Anschrift,
7. Telefonverbindung,
(4) Die Schulkonferenz entscheidet Gber die Einfuhrung neuer 8. Religionszugehdrigkeit,
Schulblicherim Rahmen der Verordnung tiber die Genehmigung 9. Staatsangehdrigkeit,
und Zulassung von Lehr- und Lernmitteln mit. 10. Behinderungen und Krankheiten, soweit sie fiir die Schule
von Bedeutung sind,
(5) Wird einer Empfehlung der Schulkonferenz gemaR Absatz 3 11. Anzahl der Geschwister,
von der fur die Entscheidung zusténdigen Stelle nicht ent- 12. Datum der Ersteinschulung.
sprochen, soistdies gegenuber der Schulkonferenz zu begriindemariiber hinaus werden Familienname, Vorname, Anschrift
und Telefonverbindung der Erziehungsberechtigten erhoben,
§ 45 ferner die Daten, die zur Herstellung des Kontakts in Notfallen
Geschaftsgang, Beschlu3fassung erforderlich sind.

(1) Die Schulkonferenz wird vom Schulleiter mindestens einmal (2) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, Veranderungen
in jedem Schulhalbjahr einberufen. Sie ist ferner auf Verlangen der Daten nach Absatz 1 der Schule mitzuteilen.
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(3) Die Schule erfaf3t die Daten in einem Schilerbogen. In den achtens sowie unter Beriicksichtigung des Beratungsergebnisses
Schiilerbogen werden auch die fiir den schulischen Bildungswegnach Satz 1 Uber die Aufnahme in die Sonderschule. Die
wesentlichen Feststellungen, Beobachtungen und EmpfehlungerEntscheidung wird den Erziehungsberechtigten schriftlich
aufgenommen. Die Erziehungsberechtigten haben das Rechtzugestellt; sie ist zu begrinden und mit einer Rechts-
den Schiilerbogen einzusehen. Der Schillerbogen oder einehelfsbelehrung zu versehen. Die beteiligten Schulen werden
Abschrift davon ist im Archiv der zuletzt besuchten staatlichen von der Entscheidung unterrichtet.
Schule mindestens zwanzig Jahre aufzubewahren.
§50
(4) Neben den Schilerbégen werden Klassenbicher gefiihrt. Wechsel vom Gymnasium an eine Regelschule
Fur die Eintragungen gilt 8 83 Abs. 3.
Schulpflichtige Schiler, die das Gymnasium verlassen, treten
§ 48 nach Abschluf? eines Schuljahres in der Regel in die nachstho-
Schulwechsel here Klassenstufe der Regelschule Uber. Sie treten wéahrend
eines Schuljahres in der Regel in die Klassenstufe tber, die sie
(1) Tritt ein Schiiler an eine andere Regelschule Uber, soim Gymnasium besucht haben. Uber Ausnahmen sowie in
benachrichtigt die abgebende Schule die aufnehmende Schulesonstigen Fallen der Ruickkehr entscheidet der Schulleiter der
Geht bei der abgebenden Schule innerhalb eines Monats keineauf-nehmenden Schule unter Berlicksichtigung des Leistungs-
Bestatigung tiber den Ubertritt ein, verstandigt der Schulleiter standes des Schiilers.
das Schulamt.
§51
(2) Auf Anforderung der aufnehmenden Schule Ubermittelt die Schiler ohne standigen festen Aufenthalt
abgebende Schule den Schiilerbogen (8 47 Abs. 3) und die
Zeugnisdurchschriften. Beim Ubertritt in die Berufsschule wird Personen mit schulpflichtigen Kindern ohne standigen festen

nur der Schulerbogen weitergeleitet. Aufenthalt missen im Besitz eines Heftes sein, in das die Zeit
des Schulbesuchs von der jeweils besuchten Schule eingetragen
§49 wird.
Uberweisung an eine Sonderschule
§52
(1) Der Klassenleiter der Regelschule informiert den Schullei- Beendigung des Schulverhéltnisses

ter schriftlich Gber alle Schiiler, die in der Regelschule nicht
ausreichend gefordert werden kénnen und voraussichtlich einer(1) Das Schulverhaltnis endet mit dem Abschluf? der Schullauf-
Forderung in einer Sonderschule bedurfen. Ein Bericht tber die bahn, dem Abgang oder dem auf Dauer verfliigten Ausschluf
Schulleistungen, das Lern- und Sozialverhalten sowie die bis- (§ 10 VBIiG) von der Schule.
her durchgefiihrten FérdermaflRnahmen sind beizufiigen.

(2) Das Schulverhaltnis eines Schilers, der nicht mehr der
(2) Der Schulleiter der Regelschule leitet das Verfahren zur Schulpflicht an allgemeinbildenden Vollzeitschulen unterliegt,
Prifung einer Sonderschulbedurftigkeit ein und unterrichtet kann auch beendet werden
gleichzeitig die Erziehungsberechtigten. Er teilt Name und 1. durch schriftiche Abmeldung,
Anschrift der Schiler der zustéandigen Sonderschule sowie dem2. durch schriftichen Bescheid des Schulleiters, wenn der
zustandigen Schularzt mit. Schiiler trotz wiederholter schriftlicher Mahnung und Andro-

hung der Beendigung des Schulverhéltnisses den gesamten

(3) Die zustandige Sonderschule erstellt fir die gemeldeten  Unterricht oder einzelne Unterrichtsstunden ohne ausrei-
Kinder ein sonderpadagogisches Gutachten. Es beruht vor chende Entschuldigung fortwahrend versaumt und seit dem
allem auf Angaben zur Vorgeschichte, der Beschreibung der letzten vollstéandig besuchten Unterrichtstag mindestens 20
Lern- und Leistungsvoraussetzungen und individueller Fahig-  Unterrichtstage vergangen sind.
keiten sowie einer Darstellung der festgestellten Beeintrachti-
gungen. Daruber hinaus kénnen Ergebnisse anerkannter Test- SIEBTER ABSCHNITT
verfahren herangezogen werden. Soweit bei besonderen Pro- Unterrichtsorganisation, Unterrichtsinhalte, Férderung
blemlagen eine Beobachtungsphase notwendig erscheint, kann

der Schiiler fur einige Tage, in der Regel fir eine Woche, in die Erster Unterabschnitt
entsprechende Sonderschule aufgenommen werden. Unterrichtsorganisation
(4) Der Schulleiter der Sonderschule ibersendet dem Schulamt §53

das sonderpédagogische und das schularztliche Gutachten so- Gliederung

wie vorliegende weitere Gutachten. Ferner ist die Stellungnah-
me der Erziehungsberechtigten zu den geplanten Malinahmen1) In den Klassenstufen 5 und 6 wird der Unterricht von den
beizufugen. Schilern in allen Fachern gemeinsam besucht. Ab Klassenstufe
7 wird in den Fachern Deutsch, erste Fremdsprache und
(5) Uber die Notwendigkeit und die Form einer sonder- Mathematik, ab Klassenstufe 9 auch in den Fachern Physik,
padagogischen Betreuung beraten Mediziner, Psychologen,Chemie und Biologie, in Kurse differenziert. Kurs | entspricht
Padagogen und gesetzliche Vertreter gemeinsam (8 4 Abs. 8dem Anforderungsprofil der Hauptschule, Kurs Il dem der
Satz 5 VBIG). Das Schulamt entscheidet aufgrund des Realschule nach den Vereinbarungen der Kultusministerkonfe-
sonderpadagogischen Gutachtens und des schulérztlichen Gutrenz.
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(2) Ab Klassenstufe 7 kénnen auf den HauptschulabschluB oder(3) Uber vorzeitige Unterrichtsbeendigung an besonders heiRen
den Realschulabschluf3 bezogene Klassen gefiihrt werden.  Tagen entscheidet der Schulleiter, gegebenenfalls in Absprache
mit benachbarten Schulen.
§54
Stundentafel, Stundenplan § 58
Hausordnung
(1) Der Unterricht bestimmt sich nach der Stundentafel der
Anlage. Der Schulleiter kann unter Mitwirkung des Schultrégers und der
Schulkonferenz eine Hausordnung erlassen.
(2) Der Stundenplan wird vom Schulleiter festgesetzt.
§59
§55 Aufsicht
Jahrgangsklassen, Gruppenbildung
(1) Die Aufsichtspflicht der Schule erstreckt sich auf die Zeit,
(1) Der Unterricht wird in der Regel in Klassen erteilt, die fir in der die Schiler am Unterricht oder an sonstigen Schulveran-
ein Schuljahr gebildet werden. § 53 Abs. 1 Satz 2 bleibt staltungen teilnehmen, einschlie8lich einer angemessenen Zeit
unberthrt. vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts oder der
Schulveranstaltungen. Als angemessene Zeit vor Beginn des
(2) Unterricht in Profilfachern, Wahlpflichtfachern, Wahl-  Unterrichts gelten fiinfzehn Minuten, als angemessene Zeit
fachern, Arbeitsgemeinschaften sowie besonderen Férdermaf3-nach Beendigung des Unterrichts gilt die tbliche Zeit bis zum
nahmen kann klassenubergreifend, in besonderen Fallen auchVeggang der Schiiler aus der Schulanlage. Auch in Freistunden
klassenstufeniibergreifend eingerichtet werden. Sie konnen insind die Schiiler zu beaufsichtigen. Wéhrend sonstiger Zeiten,
unabweisbaren Fallen auch fur Schiler mehrerer Schulenin denen sich Schiiler in berechtigter Weise in der Schulanlage
gemeinsam durchgefiihrt werden. Arbeitsgemeinschaften kon- aufhalten, hat die Schule fir eine angemessene Beaufsichtigung
nen fir das ganze Schuljahr oder firr Teile des Schuljahreszu sorgen, soweit nicht anderweitige gesetzliche Aufsichts-
eingerichtet werden. Uber das Angebot von Wabhlpflichtfachern, pflichten bestehen.
Wabhlféchern, Arbeitsgemeinschaften und besonderen Férder-
maBnahmen entscheidet die Lehrerkonferenz nach Anhorung(2) Der Umfang der Aufsichtspflicht richtet sich nach der
der Schulkonferenz. geistigen und charakterlichen Reife der zu beaufsichtigenden
Schuler.
(3) Das Schulamt kann zur Sicherstellung des Unterrichts-
angebots gestatten, dall auch in Pflichtfachern klassen- § 60
Ubergreifend oder klassenstufeniibergreifend unterrichtet wird. Genuf3 von Rauschmitteln und Rauchen, Wegnahme
storender Gegenstande
§ 56
Schuljahr, Ferien (1) Der Besitz, Handel und Genuf3 von Rauschmitteln und alko-
holischen Getrénken sowie das Rauchen ist den Schilern
(1) Das Schuljahr beginnt am 1. August und endet am 31. Juli innerhalb der Schulanlage untersagt.
des folgenden Kalenderjahres.
(2) Die Schule ist befugt, den Schiilern Gegensténde, die den
(2) Die Gesamtdauer der Ferien wahrend des Schuljahres betragtnterricht oder die Ordnung der Schule stéren kénnen oder
75 Werktage. Die Ferien werden durch die Ferienordnung storen, wegzunehmen und sicherzustellen. Uber den Zeitpunkt
festgesetzt, die das Kultusministerium geman § 29 Abs. 1 Nr. 4der Zuriickgabe derartiger Gegenstéande entscheidet der

VBIG erlaft. Schulleiter.
§ 57 Zweiter Unterabschnitt
Unterrichtszeit Unterrichtsinhalte und Férderung
(1) Der Unterricht wird an finf Wochentagen, in den §61
Pflichtfachern und Wabhlpflichtfachern in der Regel am Lehrplane

Vormittag, erteilt. Er wird mdglichst gleichmaRig auf die
Wochentage verteilt. Der Vormittagsunterricht soll in der Regel Die Unterrichtsinhalte werden vom Kultusministerium durch
um acht Uhr beginnen. Die Unterrichtszeiten werden von der Lehrpl&ne vorgegeben.
Lehrerkonferenz im Benehmen mit dem Schultrdger und der
Schulkonferenz festgesetzt. § 62

Pflichtfacher, Profilfacher, Wahlpflichtfacher, Wahlfacher,
(2) Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. Die Pausenzeit Arbeitsgemeinschaften, besondere Foérdermafinahmen
zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden soll mindestens
funf Minuten betragen. Insgesamt sind ausreichende Pausen(1) Die Facher, in denen unterrichtet wird, sind entweder
vorzusehen. Diese betragen am Unterrichtsvormittag insgesamtPflichtfacher, Profilfacher, Wahlpflichtfacher oder Wahlfacher.
mindestens 30 Minuten. Dem Nachmittagsunterricht soll eine
Pause von mindestens 60 Minuten vorangehen. Uber die Pausei2) Der Unterricht in Pflichtfachern und in gewahlten Fachern
entscheidet die Lehrerkonferenz nach Anhérung der Schul- muB von allen Schilern besucht werden, soweit nicht in
konferenz.
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Rechtsvorschriften Ausnahmen vorgesehen sind. Bei niedergelegt sind. Im tibrigen beriicksichtigt er die Pluralitéat der
Wabhlpflichtfachernistinnerhalb der von der Schule angebotenen Bekenntnisse und Weltanschauungen.
Facher oder Fachergruppen zu wahlen. Bei Wahlfachern kénnen
die Erziehungsberechtigten oder die volljahrigen Schiiler tber § 65
die Anmeldung zum Unterricht entscheiden; tiber die Zulassung Lernmittel, Lehrmittel
entscheidet der Schulleiter.

(1) Genehmigungsbedurftige Lehr- und Lernmittel dirfen in
(3) Ein Wahlpflichtfach kann wahrend des Schuljahres nur in der Schule nur verwendet werden, wenn sie fiir den Gebrauch in
besonderen Fallen mit Genehmigung des Schulleiters gewechseltler betreffenden Klassenstufe sowie in dem betreffenden
werden. Unterrichtsfach schulaufsichtlich zugelassen sind.

(4) Ein an der Schule eingerichtetes Wahlpflichtfach kann auch (2) Die Schule kann ein Abgangs-, Abschluf3- oder Entlassungs-
als Wahlfach besucht werden. zeugnis zurlickbehalten, wenn ein vom Schiler zuriickzuge-
bendes Lernmittel trotz wiederholter Mahnung weder zurtick-
(5) Der Besuch von Wahlfachern und Arbeitsgemeinschaften gegeben noch zu seinem Zeitwert ersetzt wird.
darf wahrend des Schuljahres nur mit Genehmigung des
Schulleiters beendet oder begonnenwerden. Uber den Ausschluf3 § 66
vom Besuch eines Wabhlfaches oder einer Arbeitsgemeinschaft Einstufung und Umstufung
entscheidet der Schulleiter.
(1) Fir die Einstufung in die gemaR § 53 unterschiedlich
(6) Je nach den besonderen Gegebenheiten werden Schiiler mprofilierten Kurse oder Klassen spricht die Klassenkonferenz
nichtdeutscher Muttersprache durch besondere Mafinahmentfiir jeden Schiler der Klassenstufe 6 eine Empfehlung aus, die
gefordert und zur erfolgreichen Teilnahme am Regelunterricht den Erziehungsberechtigten spatestens zwei Wochen vor Beginn
befahigt. Vordringliches Ziel aller Férdermafinahmen ist das der Sommerferien mitgeteilt wird. Entsprechendes gilt fir die
Erreichen eines deutschen Schulabschlusses. Kurse, die ab Klasse 8 eingerichtet werden.

(7) Zusatzlicher Unterricht kann eingerichtet werden zur (2) Die Empfehlung fiir einen Kurs, der auf den Erwerb des

Forderung von Realschulabschlusses vorbereitet, kann nur erteilt werden, wenn
1. Schulern mitbesonderen Schwierigkeiten beim Rechtschrei- der Schiler in dem betreffenden Fach in der Klassenstufe 6
ben oder Lesen, mindestens die Note “befriedigend” erreicht hat. Die Empfeh-
2. Schilern mit besonderen Schwierigkeiten in Mathematik, lung fiir eine Klasse, die auf den Erwerb des Realschulabschlus-
3. Schilern, die des Sportférderunterrichts bedirfen. ses vorbereitet, kann nur erteilt werden, wenn der Schiiler in der
Klasse 6 sowohl in den Fachern Deutsch, Mathematik, erste
§ 63 Fremdsprache als auch in den Gibrigen Féchern (ohne Religion,
Religionsunterricht Ethik und Sport) im Durchschnitt der Noten jeweils mindestens

3,0 erreicht hat. Dartiber hinaus muf in jedem Fall das Lernver-
(1) Der Religionsunterrichtist fiir bekenntnisangehdrige Schuler halten des Schiilers eine erfolgreiche Mitarbeit erwarten lassen.
ordentliches Lehrfach. Er wird konfessionell in Ubereinstim-
mung mit den Grundsatzen der betreffenden Kirche oder (3) Im Schuljahr 1991/92 erfolgt die Einstufung von Schulern
Religionsgemeinschatt erteilt. Die Erziehungsberechtigten habender Klassenstufen 6 bis einschlie3lich 8 des Schuljahres 1990/
das Recht, ihre Kinder vom Religionsunterricht abzumelden. 91 in die gemaR § 53 unterschiedlich profilierten Kurse oder
Nach Vollendung des 14. Lebensjahres steht dieses Recht derKlassen auf der Grundlage der Noten im letzten Jahreszeugnis.
Schilern selbst zu. Die Abmeldung vom Religionsunterricht Die Einstufung erfolgt spatestens drei Tage nach Unterrichts-
bedarf der Schriftform. Sie giltjeweils fir das laufende Schuljahr. beginn. Schiler, die im Schuljahr 1990/91 eine Klasse 9
erfolgreich besucht haben, werden, wenn sie ihre Ausbildung
(2) Auf Wunsch der Erziehungsberechtigten kénnen Schiuler, nicht an einer beruflichen Schule fortsetzen, ohne weitere
die keiner Religionsgemeinschaft angehtren, am Religions- Voraussetzungen in die Klassenstufe 10 der Regelschule
unterricht eines Bekenntnisses teilnehmen, wenn die Zustim- aufgenommen.
mung der betreffenden Religionsgemeinschaft vorliegt; dies
gilt entsprechend fiir Schiler, fir deren Religionsgemeinschaft (4) Ein Schuler kann im Einvernehmen mit den Erziehungs-
Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach nicht eingerichtet berechtigten jeweils zum Ende des Schuljahres oder Schul-

ist. halbjahres bis einschlieZlich der Klasse 8 auf Beschluf3 der
Klassenkonferenz umgestuft werden, und zwar
§ 64 1. in eine Klasse, die auf den Erwerb des Realschulabschlusses
Ethikunterricht vorbereitet, wenn er im Durchschnitt der Fachergruppen ge-

maRk Absatz 2 Satz 2 jeweils mindestens 2,5 erreicht hat und
(1) Der weltanschaulich neutrale Ethikunterricht ist fur alle wenn das Lernverhalten eine erfolgreiche Mitarbeit erwarten
Schuler Pflichtfach, die nicht an einem Religionsunterricht laft;
teilnehmen. 2. in einen Kurs, der auf den Erwerb des Realschulabschlusses
vorbereitet, wenn er in dem jeweiligen Fach mindestens die
(2) Der Ethikunterricht dient der Erziehung des Schillers zu  Note "gut"erreicht hat und wenn das Lernverhalten eine er-
werteinsichtigem Urteilen und Handeln. Sein Inhalt orientiert ~ folgreiche Mitarbeit erwarten laRt.
sich an den sittlichen Grundséatzen, wie sie im Grundgesetz
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(5) Ein Schiler wird jeweils zum Ende des Schuljahres oder (4) Wurde ein Schiler in einer Klasse, die auf den Erwerb des
Schulhalbjahres bis einschlie3lich zur Klasse 8 auf Beschlul3 Realschulabschlusses vorbereitet, nicht versetzt, kann er in die
der Klassenkonferenz umgestuft, und zwar nachsthohere Klasse, die auf den Erwerb des Hauptschulab-
1. ineineKlasse, die auf den Erwerb des Hauptschulabschlusseschlusses vorbereitet, vorriicken.
vorbereitet, wenn er gemaR § 67 nicht in die nachsthdhere
Klasse, die aufden Erwerbdes Realschulabschlusses vorbe{5) Wurden Noten in einem Kurs erteilt, der auf den Erwerb des
reitet, versetzt wurde oder versetzt worden wéare oder wenn Realschulabschlusses vorbereitet, sind diese bei Versetzungsent-
die Erziehungsberechtigten dies wiinschen; scheidungen um eine Note héher anzusetzen; dies gilt nicht fiir
2. in einen Kurs, der auf den Erwerb des Hauptschulabschlus-Versetzungsentscheidungen in Klassen, die auf den Realschul-
sesvorbereitet, wenn er in dem jeweiligen Fach die Note abschlu’ vorbereiten.
“mangelhaft” oder “ungeniigend” erreicht hat oder wenn die
Erziehungsberechtigten dies wiinschen. (6) Ein Schiler kann abweichend von den Bestimmungen in
Absatz 1 bei Vorliegen besonderer Griinde wie Wechsel der
(6) Werden Schiiler fiir die Klasse 9 nicht in mindestens finf Schule wahrend des Schuljahres oder langerer Krankheit ver-
Kurse, die auf den Erwerb des Realschulabschlusses vorberei-setzt werden, wenn dies bei Wirdigung seines Leistungswillens
ten, ein- oder umgestuft, nehmen sie am Unterricht im Profil- gerechtfertigt erscheint und eine erfolgreiche Mitarbeit in der
fach der Hauptschule teil. Werden Schiler in mindestens fiinf ndchsthéheren Klasse erwartet werden kann. Die Entscheidung
Kurse, die auf den Erwerb des Realschulabschlusses vorberei4rifft die Klassenkonferenz.
ten, ein- oder umgestuft, nehmen sie am Unterricht in einem
Wabhlpflichtfach und im zusétzlichen Pflichtfach Wirtschaft § 68
und Recht teil, wenn sie den RealschulabschluR anstreben. Wiederholen

(7) Vor Einstufungen oder Umstufungen berét die Schule die (1) Nicht versetzte Schiller wiederholen die zuletzt besuchte
betroffenen Schiler und Erziehungsberechtigten. Sind die Klassenstufe. § 66 Abs. 5 bleibt unberthrt.
Erziehungsberechtigten mit der Einstufung oder Umstufung
nicht einverstanden, entscheidet die Klassenkonferenz erneut.(2) Werden Schiiler in einer Klasse, die auf den Erwerb des
Realschulabschlusses vorbereitet, zweimal nicht versetzt, mis-
§ 67 sen sie eine Klasse besuchen, die auf den Erwerb des Haupt-
Versetzung schulabschlusses vorbereitet.

(1) Ein Schiler wird in die nachsthéhere Klasse versetzt, wenn (3) Der Schulleiter kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten

er im Einvernehmen mit der Klassenkonferenz gestatten, daf3 ein
1. in allen Féachern auf3er Religion und Ethik mindestens die Schiler bei Vorliegen besonderer Grinde abweichend von
Note “ausreichend” erreicht hat, Absatz 2 ein zweites Mal die von ihm zuletzt besuchte

2. nur in einem Fach die Note “mangelhaft” und im tbrigen Klassenstufe wiederholt; § 67 Abs. 6 gilt entsprechend.
keine schlechtere Note erhalten hat oder

3. in hdchstens drei Fachern eine schlechtere Note als “aus<(4) Schiiler der Klassenstufe 6 bis 10 kdnnen auf Antrag der
reichend” erhalten hat und diese gemal Absatz 2 ausglei- Erziehungsberechtigten, der spatestens eine Woche nach Aus-

chen kann. gabe des Halbjahreszeugnisses zu stellen ist, einmal in die
nachstniedrigere Klassenstufe zurticktreten, sofern diese noch

(2) Ein Ausgleich ist gegeben nicht wiederholt wurde und sofern sie im laufenden Schuljahr
. fir eine Note “mangelhaft” durch zwei Noten “befriedi- keine Klasse wiederholen. Fiir einen spateren Ubergang in eine
gend”oder durch eine Note “gut” oder “sehr gut”, Klasse, in die der Schiiler bereits versetzt war, bedarf es keiner

2. fur eine Note “ungeniigend” durch zwei Noten “gut” oder erneuten Versetzungsentscheidung.
durch eine Note “sehr gut”, wobei Noten in den Fachern

Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache nur durch No- § 69

ten in diesen Fachern, im Profilfach fiir den Hauptschulab- Uberspringen einer Klassenstufe

schluf oder im Wabhlpflichtfach fiir den Realschulabschlufl

ausgeglichen werden kdnnen. (1) Einem besonders begabten und leistungswilligen Schuler

kann der Schulleiter das Uberspringen einer Klassenstufe
(3) Fur die Versetzung in die Klassenstufe 10 ist dartiber hinaus gestatten, wenn die Klassenkonferenz im Einvernehmen mit

Voraussetzung, daf? der Schuler den Erziehungsberechtigten einen entsprechenden Antrag gestellt
1. eine 9.Klasse besucht hat, die auf den Erwerb des Realschulhat. Voraussetzung ist, daf3 der Schiler in seinen Leistungen
abschlusses vorbereitet, deutlich Gber seine Klasse hinausragt und seine Arbeitsweise

2. oder an mindestens finf von sechs Kursen teilgenommenerwarten 1a63t, daf3 er erfolgreich in der neuen Klassenstufe
hat, die auf den Erwerb des Realschulabschlusses vorbe-mitarbeiten kann.
reiten, oder
3. an mindestens vier von sechs Kursen teilgenommen hat, die(2) Die Entscheidung darf nicht von einer Prifung abhéngig
auf den Erwerb des Realschulabschlusses vorbereiten, undgemacht werden. Der Schiiler soll so beraten und in der auf-
mit Erfolg an der Leistungsfeststellung zum Erwerb des nehmenden Klasse so geférdert werden, daR sich die mit dem
Qualifizierenden Hauptschulabschlusses gemaR § 75 teilge-Uberspringen verbundenen Schwierigkeiten maglichst ver-
nommen hat. ringern. Bei der Bewertung der Leistungen in der neuen
Klassenstufe ist eine Nachholfrist bis zu einem halben Jahr
einzuraumen.
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(3) Die Klassenstufen 9 und 10 kénnen nicht Ubersprungen 4. ausreichend (4)

werden. Die Note “ausreichend” soll erteilt werden, wenn die Leistung
zwar Mangel aufweist, aber im ganzen den Anforderungen

(4) Ein Uberspringen kann zum Schulhalbjahresende oder zum  noch entspricht.

Schuljahresende erfolgen. Das Uberspringen wird im Zeugnis 5. mangelhaft (5)

vermerkt. Die Note “mangelhaft” soll erteilt werden, wenn die Leistung
den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen
ACHTER ABSCHNITT 1aRt, daf3 die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind
Leistungen, Zeugnisse und die Méangel in absehbarer Zeit behoben werden kdnnen.
6. ungeniigend (6)
8§70 Die Note “ungenigend” soll erteilt werden, wenn die Leistung
Hausaufgaben den Anforderungen nicht entspricht und selbst die Grund-

kenntnisse so lickenhaft sind, daf3 die M&ngel in absehbarer

Umden Lehrstoff einzullben und die Schiiler zu eigener Téatigkeit ~ Zeit nicht behoben werden kénnen.
anzuregen, werden Hausaufgaben gestellt. Diese sollen vonDer Begriff “Anforderungen” bezieht sich auf den Umfang
einem Schiiler mit durchschnittlichem Leistungsvermégen in sowie auf die selbstéandige und richtige Anwendung der
ein bis zwei Stunden bearbeitet werden konnen. Auf Nachmit- Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie auf die Art der
tagsunterricht ist Rucksicht zu nehmen. Sonntage, FeiertageDarstellung.
und Ferien sind von Hausaufgaben freizuhalten.

(3) Zwischennoten werden nicht erteilt. Erlauterungen und

8§71 SchluBbemerkungen kdnnen angebracht werden.
Klassenarbeiten

(4) Auf eine Bewertung durch Noten kann aus padagogischen
(1) Zum Nachweis des Leistungsstandes erbringen die SchulerGriinden in begriindeten Einzelfallen zeitweilig verzichtet
in angemessenen Zeitabstanden entsprechend der Art des Fachgerden. Die Entscheidung trifft das Schulamt.
schriftliche, miindliche und praktische Leistungen. Art, Zahl,
Umfang, Schwierigkeit und Gewichtung der Leistungsnachweise 8§73
richten sich nach den Erfordernissen der jeweiligen Kursart und Zeugnisse
Klassenstufe sowie der einzelnen Facher. Nahere Festlegungen
treffen die Lehrplane. Leistungsnachweise dienen der Leistungs-(1) Unter Berucksichtigung der einzelnen schriftlichen, mind-
bewertung und als Beratungsgrundlage. lichen und praktischen Leistungen werden Zeugnisse erteilt.

Hierbei werden die gesamten Leistungen eines Schilers unter
(2) Schriftliche Leistungsnachweise werden durch Klassen- Wahrung der Gleichbehandlung aller Schiler in padagogischer
arbeiten erbracht, die sich aus dem unmittelbaren Unter- Verantwortung des Lehrers bewertet. Daneben sollen in den
richtsablauf ergeben miissen. Sie konnen angekiindigt werdenKlassenstufen 5 bis einschlief3lich 8 Bemerkungen tber Anlagen,
An einem Tag darf nur eine Klassenarbeit, in der Woche sollen Mitarbeit und Verhalten des Schilers in das Zeugnis aufge-
nicht mehr als zwei Klassenarbeiten abgehalten werden. nommen werden.

(3) Bedient sich der Schiiler bei der Anfertigung einer Klassen- (2) In den Klassenstufen 5 bis einschlieBlich 9 werden am
arbeit unerlaubter Hilfe, kann die Arbeit abgenommen und mit letzten Schultag vor dem 15. Februar Halbjahreszeugnisse
der Note “ungeniigend” bewertet werden. Bei Versuch kann ausgestellt, die Noten in den Pflichtfachern und in den
ebenso verfahren werden. Als Versuch gilt auch die Bereithaltung Wabhlpflichtfachern sowie Bemerkungen geman Absatz 1 Satz

nicht zugelassener Hilfsmittel. 3 enthalten. In den Klassenstufen 5 bis einschlief3lich 8 werden
am letzten Schultag vor den Sommerferien Jahreszeugnisse

8§72 ausgestellt. Die Teilnahme am Unterricht in Wahlfachern wird

Leistungsbeurteilung durch eine allgemeine Bewertung bestatigt; auf Antrag der

Erziehungsberechtigten wird im Jahreszeugnis eine Note erteilt;
(1) Die einzelnen schriftlichen, mundlichen und praktischen der Antrag ist jeweils bis spatestens 1. Méarz zu stellen. Ferner
Leistungsnachweise sowie die gesamte wahrend eineswirddie Teilnahme an Arbeitsgemeinschafteninden Zeugnissen
Schuljahres oder sonstigen Ausbildungsabschnitts in den ein-vermerkt.
zelnen Fachern erbrachte Leistung werden nach sechs
Notenstufen bewertet. (3) In den Klassenstufen 7 bis einschlieBlich 9 enthalten die
Zeugnisse Angaben dartber, welche abschluRbezogene Klasse
(2) Den Noten sind folgende Wortbedeutungen zugrunde zu oder welche Kurse der Schiler besucht hat.
legen:

1. sehrgut (1) (4) Am Ende der Klassenstufe 9 werden bei Erreichen des
Die Note “sehr gut” soll erteilt werden, wenn die Leistung Hauptschulabschlusses (Berufsreife) AbschluRzeugnisse in
den Anforderungen in besonderem Mal3e entspricht. doppelter Fertigung ausgestellt, in allen anderen Fallen

2. gut (2) Jahreszeugnisse. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Bei
Die Note “gut” soll erteilt werden, wenn die Leistung den erfolgreicher Teilnahme an der Leistungsfeststellung nach § 75
Anforderungen voll entspricht. Abs. 4 wird ein Zeugnis Uiber den Qualifizierenden Hauptschulab-

3. befriedigend (3) schluf3 ausgestellt.

Die Note “befriedigend” soll erteilt werden, wenn die Leistung
im allgemeinen den Anforderungen entspricht.
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(5) In der Klassenstufe 10 werden Halbjahreszeugnisse und inl. in einen schriftlichen Teil in den Fachern Deutsch und
doppelter Fertigung Abschlu3zeugnisse fiir Schiiler ausgestellt, Mathematik,
die die zehnte Klassenstufe erfolgreich besucht und die 2. in einen praktischen Teil im Fach Wirtschaft und Technik
Abschluzprifung bestanden haben. Das Abschlu3zeugnis und
bestétigt den Realschulabschluf? (Mittlere Reife). Absatz 2 Satz3. in einen mindlichen Teil in einem weiteren Fach (aul3er
3 und 4 giltentsprechend. Schiler, welche die Abschlu3prifung  Sport) nach Wahl des Schiilers.
nicht bestanden haben, erhalten ein Jahreszeugnis.
(3) Die Aufgaben fir die schriftlich gepriften Facher werden
(6) Schuler, die wéhrend des Schuljahres die Regelschulevom Kultusministerium, die tbrigen von der Schule gestellt.
verlassen, erhalten ein Halbjahreszeugnis, das als Abgangs-
zeugnis zu kennzeichnen ist. (4) Die Leistungsfeststellung hat bestanden, wer im Durchschnitt
der gesamten Prifung mindestens befriedigende Leistungen
(7) Beim Ausschluf? von der Regelschule als Ordnungsmafinah-und in keinem Fach eine schlechtere Note als “ausreichend”
me (8 10 VBIG) erhélt der Schiler anstelle eines Zeugnisses erzielt hat.
eine Bescheinigung tber die Dauer des Schulbesuchs wahrend
des laufenden Schuljahres. (5) Bei der Ermittlung der Noten fur das Abschlu3zeugnis wer-
den die Jahresfortgangsnoten zugrundegelegt, wobei in den
(8) In den Jahreszeugnissen der Klassenstufen 5 bis einschlieBFachern der Leistungsfeststellung Jahrgangsfortgangsnote und
lich 9 wird vermerkt, ob der Schuler in die nachsthohere Leistungsfeststellungsnote gleich gewichtet werden und in
Klassenstufe versetzt wird. VerlaRt ein Schiler der Klassenstu- Zweifelsfallen die Jahresfortgangsnote den Ausschlag gibt.
fe 9 die Regelschule, ohne den HauptschulabschluR erreicht zu

haben, wird der Vermerk nach Satz 1 nicht erteilt. Lassen es die 876

Leistungen des Schilers im ersten Schulhalbjahr fraglich er- Inhalt und Dauer der Leistungsfeststellung
scheinen, ob er am Ende des Schuljahres versetzt werden kann,

wird die Gefahrdung im Halbjahreszeugnis angegeben. (1) Die Aufgaben der Leistungsfeststellung werden im Rahmen

der Lehrpléne der Klassestufe 9, bei einstiindigen Fachern auch
(9) In Jahreszeugnissen, Abschluf3zeugnissen und Abgangsder Klassenstufe 8 gestellt.
zeugnissen soll die Tatigkeit in der Schilermitwirkung und bei
sonstigen freiwilligen Tatigkeiten flir die Schulgemeinschaft (2) Die Arbeitszeit betragt
vermerkt werden. 1. im schriftlichen Teil im Fach Deutsch 150 Minuten und im

Fach Mathematik 120 Minuten,

(10) Fur die Zeugnisse sind Vordrucke zu verwenden, die den 2. im praktischen Teil im Fach Wirtschaft und Technik 180
vom Kultusministerium herausgegebenen Mustern entsprechen.  Minuten.

(11) Die Bemerkungen nach Absatz 1 Satz 3 und die Zeugnis- (3) Die Dauer der mindlichen Leistungsfeststellung betragt in
noten werden vom Klassenlehrer im Einvernehmen mit den in der Regel 10 Minuten je Schiiler und darf 15 Minuten nicht
der Klasse im betreffenden Fach unterrichtenden Lehrern auf tiberschreiten.
Grund der Einzelnoten flr schriftliche, mundliche und prakti-
sche Leistungsnachweise in padagogischer Verantwortung fest- 8§77
gesetzt. Hat der Schuler in einem Fach keine Leistungsnachwei- Nachtraglicher Erwerb des Hauptschulabschlusses
se erbracht, so erhdlt er anstelle einer Zeugnisnote eine Bemer-
kung. Der Hauptschulabschluf? (Berufsreife) kann nachtraglich durch
eine Priifung erworben werden. Naheres wird durch Bekannt-
NEUNTER ABSCHNITT machung des Kultusministeriums geregelt.
Abschliisse und Prifungen
Zweiter Unterabschnitt
Erster Unterabschnitt Realschulabschluf3 (Mittlere Reife)
HauptschulabschluR (Berufsreife)
§78
§74 Erwerb des Realschulabschlusses
Erwerb des Hauptschulabschlusses
(1) Den Realschulabschlul? erwirbt, wer am Ende der Klassen-
Den Hauptschulabschluf? (Berufsreife) erwirbt, wer am Ende stufe 10 die Versetzungsbestimmungen geméaR § 67 Abs. 1 bis
der Klassenstufe 9 den Versetzungsbestimmungen gemén § 63 erfiillt und erfolgreich an einer AbschluRpriifung teilnimmt.
Abs. 1 und 2 genigt.
(2) Die AbschluRprifung zum Erwerb des Realschulabschlusses
8§75 gliedert sich
Qualifizierender Hauptschulabschlu 1. in einen schriftlichen Teil in den Fachern Deutsch, Mathe-
matik und erste Fremdsprache sowie in einem Fach (auRer
(1) Den Qualifizierenden Hauptschulabschluf3 erwirbt, wer an Sport) nach Wahl des Schiilers und
einer freiwilligen Leistungsfeststellung erfolgreich teilge- 2. in einen mindlichen Teil in zwei weiteren Fachern (auRer
nommen hat. Sport) nach Wahl des Schiilers.

(2) Die Abschlu3prifung zum Erwerb des Qualifizierenden
Hauptschulabschlusses gliedert sich
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(3) Die Prufungsaufgaben fir die schriftlich geprtiften Facher (3) Die Leistungen in den einzelnen Priifungen werden von je

Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache werden vomzwei Lehrern bewertet. Stimmt die Bewertung nicht tberein

Kultusministerium, die Ubrigen von der Schule gestellt. und kommt keine Einigung zustande, wird die Note vom
Vorsitzenden festgesetzt.

(4) Die Prufung hat bestanden, wer im Durchschnitt der gesam-

ten Prifung mindestens ausreichende Leistungen und in nicht(4) Die Prifungskommission entscheidet mit einfacher Mehr-

mehr als in einem Fach eine schlechtere Note als “ausreichend’heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsit-

erzielt hat. zenden.

(5) Bei der Ermittlung der Noten fiir das AbschluRzeugnis (5) Uber die Priifung werden eine Niederschrift und ein Ver-
werden die Jahresfortgangsnoten zugrunde gelegt, wobei in derzeichnis erstellt, das fur jeden Teilnehmer in den gewéhlten
Priifungsfachern Jahresfortgangsnote und Priifungsnote gleich+&chern die Ergebnisse der Priifung, die Jahresfortgangsnoten
gewichtet werden und in Zweifelsféllen die Jahresfortgangsno- in diesen Fachern und die Gesamtnoten enthalt. Die schriftli-

te den Ausschlag gibt. chen Leistungsnachweise sind zwei Schuljahre aufzubewahren.

(6) Fiir den Ubertritt in das Gymnasium gilt die Verordnung zur §81

Regelung des Ubertritts an allgemeinbildende Gymnasien sowie Nachholung der Priifung

in die Klassenstufe 11 des beruflichen Gymnasiums vom 2. Mai

1991. (1) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertretenden Grundes an

der Priufung teilweise nicht teilgenommen hat, kann diese im
8§79 laufenden Schuljahr oder zu Beginn des folgenden Schuljahres

Inhalt und Dauer der Priifung nachholen. Uber die nadheren Einzelheiten, inshesondere die

Anrechnung abgelegter Teile der Priifung, die Festlegung von
(1) Die Aufgaben der Prifung werdenim Rahmen der Lehrplane Terminen und die Aufgabenstellung entscheidet die Priifungs-
der Klassenstufe 10, bei einstindigen Fachern auch derkommission.
Klassenstufe 9 gestellt.

(2) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertretenden Grundes an

(2) Die Arbeitszeit betragt im schriftlichen Teil der gesamten Priifung nicht teilgenommen hat, kann diese zu
1. im Fach Deutsch 180 Minuten; einem vom Kultusministerium allgemein festgesetzten Termin
2. im Fach Mathematik 150 Minuten; nachholen.
3. in der ersten Fremdsprache 120 Minuten;
4. im vom Schuler selbst gewahlten Fach 120 Minuten. §82

Externenpriifung

(3) Die Dauer der mundlichen Prifung betragt in der Regel 10

Minuten je Schiler und darf 15 Minuten nicht Uberschreiten. (1) An der Externenprufung kdnnen Bewerber teilnehmen, die
nicht Schuler einer staatlichen Regelschule, Sonderschule oder

(4) Vor Beginn der Prifung sind dem Teilnehmer die Jahres- eines Gymnasiums sind und das 16. Lebensjahr vollendet

fortgangsnoten in den Prifungsfachern mitzuteilen. haben. Uber Ausnahmen entscheidet das Schulamt.
8§80 (2) Die Bewerber miissen den Antrag unter Angabe der von
Prifungskommission ihnen gewahlten Facher bis zum 1. Marz beim zustandigen

Schulamt stellen. Spater eingehende Antrage kbnnen nur in
(1) Zur Durchfiihrung der Prufung bildet die Schule eine begrindeten Einzelfallen beruicksichtigt werden.
Prufungskommission. lhre Mitglieder sind der Schulleiter als
Vorsitzender, der standige Vertreter des Schulleiters und die (3) Das Schulamt bestimmt die Regelschule, die die Prifung
Lehrer, die in der Klassenstufe 10 in den flr die Prifung durchfiihrt, den Zeitpunktund die Prifungskommission. Sofern
gewahlten Fachern unterrichten. Der Vorsitzende kann weitere Priifungsteilnehmer Volkshochschulkurse absolviert haben, sind
Lehrer in die Prifungskommission berufen. Kommt ein Aus- in die Prifungskommission auch Lehrer zu berufen, die an
schluR geman § 20 des Verwaltungsverfahrensgesetzes wegelolkshochschulen unterrichten.
naher Beziehungen zu einem Prifling in Betracht, so ist dies
spatestens bis zum 1. Oktober des der Priifung vorausgehendefé) Die Aufgaben der Priifung orientieren sich an dem Bildungs-
Jahres dem Schulamt anzuzeigen, das eine Sonderregelungind Leistungsstand, der mit dem Erwerb des Realschul-
trifft. abschlusses erreicht wird. Sie werden im Rahmen der Lehrplane

insbesondere der Klassenstufe 10, bei einstiindigen Féchern
(2) Die Priifungskommission entscheidet tiber die Auswahl der auch der Klassenstufe 9 gestellt. Bei der Aufgabenstellung
vom Kultusministerium gestellten Aufgaben, die Festlegung konnen Alter und Erfahrung der Bewerber beriicksichtigtwerden.
der von der Schule zu stellenden Aufgaben, die Bestellung der
Lehrer, die die Prifung abnehmen, sowie die ihr durch & 81 (5) Priifungsfacher sind
zugewiesenen Aufgaben. Fur die Ubrigen Entscheidungen ist1. im schriftlichen Teil Deutsch, eine Fremdsprache (Englisch,
der Vorsitzende zustandig. Er kann Angelegenheiten von  Franzésisch, Russisch, Spanisch) sowie eines der Fécher
grundsatzlicher oder erheblicher Bedeutung der Prufungs- Erdkunde, Geschichte, Sozialkunde, Biologie, Physik,
kommission zur Entscheidung Ubertragen. Chemie und

2. im mindlichen Teil alle nicht schriftlich gepriften Facher,

wobei zwischen Physik und Chemie gewahlt werden kann.
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Die Prifungskommission kann zusatzlich eine muindliche (4) Gibteine Schule fir die Schiiler und Erziehungsberechtigten
Prifung in den schriftlich gepriften Féchern ansetzen, wenn Dokumentationen, insbesondere Jahresberichte, heraus, so dur-
dies zur Sicherung der Beurteilung erforderlich ist. fen darin personenbezogene Daten enthalten sein:

1. Namen, Geburtsdatum, Klassenstufe und Klasse der Schiiler,
(6) Die Dauer der einzelnen Prufungsteile richtet sich nach § 79 2. Namen, Lehrbeféahigung und Verwendung der einzelnen

Abs. 2 und 3. Lehrer,
3. Angaben uber besondere schulische Tatigkeiten und Funk-
(7) Die Prifung ist bestanden, wenn tionen einzelner Lehrer, Schiler und Erziehungsberechtig-
1. in allen Fachern mindestens die Note “ausreichend” erteilt  ter.
wurde,
2. nur in einem Fach die Note “mangelhaft” und im Ubrigen §84
keine schlechtere Note erteilt wurde, Sicherung und Aufbewahrung personenbezogener Daten

3. in héchstens zwei Fachern eine schlechtere Note als “aus-
reichend” erteilt wurde und diese gemaf Absatz 8 ausgeglichen(1) Personenbezogene Daten, die automatisch verarbeitet wer-

werden kann. den, sind durch geeignete MalRnahmen zu sichern. Fir perso-
nenbezogene Daten, die nicht automatisch verarbeitet werden,
(8) Ein Ausgleich ist gegeben ist sicherzustellen, daf? sie nur denen zuganglich gemacht
1. fureine Note “mangelhaft” durch zwei Noten “befriedigend” werden, die sie fur die Erfullung ihrer dienstlichen Aufgaben
oder durch eine Note “gut” oder “sehr gut”, bendtigen.

2. fur eine Note “ungeniigend” durch zwei Noten “gut” oder
durch eine Note “sehr gut”, wobei Noten in den Fachern (2) Personenbezogene Daten in automatisierten Dateien sind zu
Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache nur durchléschen, sobald ihre Kenntnis fir die speichernde Stelle zur

Noten in diesen Fachern ausgeglichen werden kénnen. Erflllung ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.
ZEHNTER ABSCHNITT (3) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Dateien
Datenschutz und in Akten sind ein Jahr, nachdem der Schuler die Schule
verlassen hat, zu sperren. Sie durfen von diesem Zeitpunkt an
§83 nicht mehr verarbeitet werden, es seidenn, dal die Verarbeitung
Erhebung und Verarbeitung von Daten 1. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,

2. aus sonstigen, im Uberwiegenden Interesse der speichernden
(1) Zur Erflllung der den Schulen durch Rechtsvorschriften oder einer anderen Schule liegenden Grinden oder
jeweils zugewiesenen Aufgaben sind die Erhebung und die 3. im rechtlichen Interesse eines Dritten
Verarbeitung der Daten nach § 47 Abs. 1, ferner der Leistungs-  unerléaBlich ist oder
daten sowie der Daten zur Vorbildung und Berufsausbildung 4. der Betroffene eingewilligt hat.
zulassig. Der Betroffene ist zur Angabe der Daten verpflichtet;
er ist bei der Datenerhebung auf diese Rechtsvorschrift hinzu- (4) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Dateien
weisen. und in Akten sind nach MaRgabe der hierfir geltenden
Bestimmungen aufzubewahren und nach Ablauf der jeweiligen
(2) Den Erziehungsberechtigten kann zu Beginn eines Schul- Frist zu vernichten oder zu archivieren.
jahres eine Liste mit Namen, Anschrift und Telefonverbindung
der Erziehungsberechtigten und den Namen der Kinder der §85
Klasse Ubergeben werden, soweit der Aufnahme in diese Liste Erhebungen
nicht widersprochen wird. Auf das Recht jedes Betroffenen, der
Aufnahme seiner Daten zu widersprechen, ist hinzuweisen. Die (1) Erhebungen einschlie3lich Umfragen und wissenschaftlichen
Weitergabe von Daten und Unterlagen liber Schiler und Erzie- Untersuchungen sind in den Schulen nur nach Zustimmung des
hungsberechtigte an auerschulische Stellen ist im UbrigenSchulamts zuléssig. Landesweite Erhebungen und Umfragen
untersagt, falls nicht ein rechtlicher Anspruch auf die Heraus- bediirfen der Genehmigung des Kultusministeriums.
gabe der Daten nachgewiesen wird.
(2) Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn an der Erhebung
(3) In Klassenbuichern und Kursbiichern kénnen eingetragen ein erhebliches wissenschaftliches Interesse im Hinblick auf

werden: die Aufgaben der Schulen anzuerkennenist und sich die Belastung
1. Namen, Geburtsdatum, Schulalter und Wohnanschrift der der Schulen in zumutbarem Rahmen hélt. Sie kann mit Auflagen
Schiler, und Bedingungen verbunden werden. Durch Auflagen ist
2. Namen der Erziehungsberechtigten, insbesondere sicherzustellen, dal
3. Noten, 1. aus der Erhebung keine Riickschliisse auf einzelne Schiller,
4. Vermerk Uber unentschuldigtes und entschuldigtes Fernblei-  Erziehungsberechtigte oder Lehrer gezogen werden kénnen
ben, und die Anonymitat der Betroffenen gewahrt bleibt;
5. Teilnahme am fakultativen Unterrichtund an Arbeitsgemein- 2. die Erhebung auRerhalb der Unterrichtszeit durchgefiihrt
schaften, wird, es sei denn, daR der Zweck der Erhebung ihre Verle-
6. Name und Anschrift der Mitglieder der Eltern- und Schuler- gung in die Unterrichtszeit gebietet.
vertretungen, Mit der Genehmigung wird festgelegt, ob Schuler und Lehrer
7. Angaben zur Herstellung des Kontakts in Notfallen. zur Mitwirkung bei der Erhebung verpflichtet sind oder ob die

Erhebung auf freiwilliger Grundlage nur nach Zustimmung der
Betroffenen durchgefiihrt werden darf.
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(3) Keiner Genehmigung bedirfen Erhebungen der Schulauf- § 89
sichtsbehdrden, des Landesamts flr Statistik und des jeweiligen Druckschriften und Plakate
Schultragers im Rahmen seiner Aufgaben.
(1) Druckschriften durrfen in der Schulanlage an die Schiiler nur

ELFTER ABSCHNITT verteiltwerden, wenn sie fur Erziehung und Unterricht férderlich
Werbung, Verkauf, Sammlungen sind und keine kommerzielle oder parteipolitische Werbung
enthalten. Uber die Verteilung entscheidet der Schulleiter. Die

§ 86 Verteilung von Werbematerial anlaBlich der Wahl der

Vertrieb von Gegenstanden Elternmitwirkung tber die Schuler ist unzulassig. Die Vor-

schriften Uber die Berufsberatung in den Schulen bleiben unbe-
(1) Der Vertrieb von Gegenstanden aller Art, Ankiindigungen ruhrt.
und Werbung hierzu, das Sammeln von Bestellungen sowie der
Abschlul? sonstiger Geschafte sind in der Schule vorbehaltlich (2) Plakate, die sich an Schiler wenden, durfen ausgehangt
der Absétze 2 und 3 untersagt. werden, wenn sie auf Veranstaltungen hinweisen oder sich auf
Gegenstande beziehen, die fur Erziehung und Unterricht
(2) Wahrend der Pausen ist der Verkauf von einfachen Speisenférderlich sind. Die Genehmigung erteilt der Schulleiter.
und alkoholfreien Getranken erlaubt. Die Einzelheiten regelt

der Schulleiter im Benehmen mit der Schulkonferenz. Die 8§90
Aufstellung von Warenautomaten in der Schulanlage setzt Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen
voraus, dafd

1. der Schultrager mit der Aufstellerfirma einen jederzeit kiind- (1) Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in der Schule
baren Mietvertrag abschlief3t, in dem ein Verzicht auf Scha- sind, soweit sie nicht zum Unterricht gehéren, nur nach Zustim-
densersatzanspriiche gegen das Land Thiringen und seinenung des Schulleiters zuléssig. Die Zustimmung setzt voraus

Bediensteten enthalten ist, 1. bei Bild-, Film- und Fernsehaufnahmen in der Schulanlage
2. der Schulleiter im Benehmen mit der Schulkonferenz unter  das schriftliche Einverstandnis des Schultragers,

Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zustimmt und 2. fir die Mitwirkung der Schiler das schriftliche Einverstand-
3. die Aufstellerfirma durch Vorlage einer fachwissenschaft- nis der Erziehungsberechtigten, die Uber das Vorhaben zu

lichen Bescheinigung den Nachweis erbringt, dal3 der Auto-  unterrichten sind.

mat hygienisch einwandfrei ist. Satz 2 gilt nicht fiir Klassenfotos; Absatz 2 bleibt unberhrt.

(3) Sammelbestellungen sind nur zuldssig, wenn besondere(2) Die Beteiligung von Lehrern und Schiilern ist freiwillig.
schulische Griinde sie erfordern oder wenn sie besonderen
padagogischen Zwecken dienen. §901
Veranstaltungen schulfremder Personen
§ 87
Sammlungen (1) Veranstaltungen (z.B. Vortrage, Lichtbild- und Filmvor-

fuhrungen, Theaterauffiihrungen) nicht zur Schule gehériger
(1) In der Schule sind Sammlungen fur auBerschulische ZweckePersonen in der Schule bedirfen der Genehmigung des
und die Aufforderung an die Schiler, sich an Sammlungen in Schulleiters. Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn der
der Offentlichkeit zu beteiligen, unzuléssig. Ausnahmen kann Veranstaltung eine unterrichtliche oder erzieherische Bedeu-
der Schulleiter im Einvernehmen mit der Schulkonferenz ge- tung zukommt. Mit der Genehmigung ist die Veranstaltung zur
nehmigen. Unterrichtszeit darf jedoch fur Sammlungstatigkeiten verbindlichen oder nicht verbindlichen schulischen Veranstal-
nicht verwendet werden. tung zu erkléren. Die Satze 1 bis 3 gelten fir den von der Schule

durchgefiihrten Besuch solcher Veranstaltungen auf3erhalb der
(2) Spenden der Erziehungsberechtigten fiir schulische ZweckeSchulanlage entsprechend.
dirfen von Schulleiter und Lehrern nicht angeregt werden.
Soweit solche Spenden durch die Erziehungsberechtigten selbs(2) Uber Informationsbesuche nicht zur Schule gehdériger Per-
oder von der Schulelternvertretung veranlaf3t werden, ist eine sonen im Unterricht entscheidet der Schulleiter.
EinfluBnahme durch die Schule zu vermeiden.

ZWOLFTER ABSCHNITT
§ 88 Erziehungs- und Ordnungsmafnahmen
Werbung, Abzeichen

§92
(1) Kommerzielle Werbung und Werbung fiir politische Partei- Erziehungsmaflinahmen
en und politische Gruppierungen ist im Rahmen von
Schulveranstaltungen nicht zuléssig. (1) Erziehungsmanahmen liegen in der padagogischen Ver-

antwortung der Schule. Bereitet sich ein Schiiler auf den Unter-
(2) Schiler durfen Abzeichen, Anstecknadeln, Plaketten, Auf- richt nicht hinreichend vor oder beteiligt er sich am Unterricht
kleber und &hnliche Zeichen tragen, wenn dadurch nicht der nicht hinreichend und zeigen Ermahnungen keinen Erfolg, soll
Schulfriede, der geordnete Schulbetrieb, die Erfillung des dies der Lehrer den Erziehungsberechtigten schriftlich mittei-
Bildungs- und Erziehungsauftrags, das Recht der persénlichenlen (Hinweis); bei schweren oder haufigen Pflichtverletzungen
Ehre oder die Erziehung zur Toleranz gefahrdet wird. Im muR ein Hinweis erfolgen. Daneben kann eine Nacharbeit unter
Zweifelsfall entscheidet hiertiber der Schulleiter. Der Betroffe- Aufsicht eines Lehrers angeordnet werden; die Anordnung ist
ne kann die Behandlung in der Schulkonferenz verlangen. den Erziehungsberechtigten rechtzeitig mitzuteilen.
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(2) Zur Sicherung des Bildungs- und Erziehungsauftrags oder DREIZEHNTER ABSCHNITT
zum Schutz von Personen und Sachen kénnen nach dem Grund- SchluBvorschriften
satz der VerhaltnismaRigkeit Ordnungsmafinahmen gegenlber
Schilern getroffen werden, soweit andere ErziehungsmafR- §94
nahmen nicht ausreichen. Zustandigkeiten
§93 Soweit diese Verordnung Zustandigkeiten festlegt, bleibt das
Ordnungsmafinahmen Weisungsrecht der Schulaufsichtsbehdrden unberihrt.
(1) Ordnungsmafinahmen als ErziehungsmafRnahmen sind: § 95
1. der schriftliche Verweis durch den Lehrer, Inkrafttreten

2. der verschérfte Verweis durch den Schulleiter,
3. die Versetzung in eine Parallelklasse der gleichen Schule (1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1991 in Kraft.
durch den Schulleiter,
4. die Zuweisung an eine andere Regelschule auf Vorschlag der(2) Gleichzeitig treten alle Vorschriften auRer Kraft, die dieser
Lehrerkonferenz durch das Schulamt. Verordnung entgegenstehen oder entsprechen. Insbesondere
treten folgende Vorschriften, soweit sie auf die Regelschule
(2) Eine Bindung an die Reihenfolge der Ordnungsmafinahmenanzuwenden sind, aufler Kraft:
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 besteht nicht. Vor Verhangung der 1. Verordnung Uber Grundsatze und Regelungen fiir allge-
Ordnungsmal3nahmen nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 sind der meinbildende und berufshildende Schulen - Vorlaufige Schul-
betroffene Schuler und seine Erziehungsberechtigten zu infor-  ordnung - vom 18. September 1990 (GBI. | Nr. 63 S. 1579),
mieren und zu beraten. 2. Verordnung Uiber die Mitwirkungsgremien und Leitungs-
strukturen im Schulwesen vom 30. Mai 1990 (GBI. | Nr. 32
(3) Andere als die in Absatz 1 aufgefiihrten OrdnungsmalRinahmen S, 294).
sowie die Verhangung von Ordnungsmaflinahmen gegeniber
Klassen oder Gruppen als solche sind nicht zulassig. Korperli- Erfurt, den 2. Juli 1991
che Zichtigung ist verboten. Ordnungsmafinahmen, sonstigeper Thiringer Kultusminister
ErziehungsmafRnahmen und Maf3nahmen des Hausrechts sind
nebeneinander zuldssig.
(Christine Lieberknecht)
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Stundentafel fur die Regelschule in Thiringen

Facher Klasse 5 Klasse 6 Klasse 7 Klasse 8 Klasse 9

Anlage
(zu § 54 Abs. 1)

Klasse 10

Deutsch 5 5 4-4 4-4 4-4
1. Fremdsprache 5 5 4-4 3-3 2-3
Mathematik 4 4 4-4 4-4 5-4
Physik - - 2 2 2-2
Astronomie - - - - -
Chemie - - 2
Biologie 2 2 1
Geschichte 1 1 2
Geographie 2 2 1
Sozialkunde - - -
Musik 2 2 1
Kunstl.Gestal-
ten/Werken
Religion/Ethik 2 2 2 2 2
Sport 3 3 3 2(+1%) 2(+1%)
Ergénzungs- 1 1 -
stunden

2(+1%)

Profilfach fur den Hauptschulabschlufl
Wirtschaft und Technik 3 4 5

Wahlpflichtfacher fiir den Realschulabschluf?
2. Fremdsprache 3 3 3
Wirtschaft-Umwelt- 3 3 3
Europa
Naturwissenschaften**
Sozialwesen

w w
w w
w w

W w

Zusatzliches Pflichtfach flir den Realschulabschlul
Wirtschaft und Recht 1 2

Gesamtstunden 30 30 31 + 1+ 32(+1%) 32(+1%)

1

32(+1%)

Ful3noten:
Einstiindige Facher kénnen epochal erteilt werden.

Kurs | entspricht dem Anforderungsprofil der Hauptschule, Kurs 1l dem der Realschule.

Als erste Fremdsprache sind mdéglich Englisch oder Russisch.
Als zweite Fremdsprache sind moglich Englisch, Franzdsisch, Russisch.

* 14tagig 2 Wochenstunden fakultativ fur differenzierten Sportunterricht

*k Das Wahlpflichtfachangebot Naturwissenschaften hangt von den personellen und technischen Bedingungen

an der jeweiligen Schule ab.

Zur Auswahl stehen grundsatzlich:
Physik

Chemie

Biologie.

In Kombination mit einem der genannten Facher kann auch Geographie angeboten werden:

Naturwissenschaftliches Fach 2 Std., Geographie 1 Std..

***  Allen Schilern der Klassenstufe 7 wird eine “Informationstechnische Grundbildung” in einem 28-Stunden-Kurs

vermittelt.
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Anordnung der Landesregierung und Verordnung des Innenministers tber die Errichtung von
Behdrden und Einrichtungen des Landes Thiiringen '
Vom 18. Juni 1991

Aufgrund des § 14 Abs. 2 der Vorlaufigen Landessatzung vom fiihrt, wenn die Aufgaben auf diese lbergegangen und die
7.November 1990 (GBI. S. 1) und des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs.entsprechenden sachlichen Zustandigkeiten begrundet sind. Ist
2 Satz 1 des Verkiindungsgesetzes vom 30. Januar 1991 (GVBIdie Uberfilhrung abgeschlossen, sind die tberfiihrten Einrich-
S. 2) ordnet die Landesregierung - soweit erforderlich, mit tungen und Organisationseinheiten aufgelost.

Zustimmung des Landtages - an, und auf Grund des § 13 des

Polizeiorganisationsgesetzes vom 14. Mai 1991 (GVBI. S. 83) 4. Uber die Bestimmung des Sitzes von Behérden und Einrich-
verordnet der Innenminister: tungen wird gesondert entschieden.

1. Die in der Anlagaufgefiihrten Behdrden und Einrichtungen 5. Diese Anordnung tritt am Tag nach ihrer Verkindung in

werden mit dem Inkrafttreten dieser Anordnung errichtet, so- Kraft.

weit nichts anderes bestimmt ist. Die Anordnung zur Errichtung von Behérden und Einrichtun-
gen des Landes Thiringen vom 19. Marz 1991wird insoweit

2. Die zustandigen obersten Landesbehérden sind erméachtigtmodifiziert.

die Behdrden und Einrichtungen nach Malgabe des

Staatshaushaltes sowie der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-

ten zur Ausfiihrung des Staatshaushaltes mit Personal, FinanzErfurt, den 18. Juni 1991

und Sachmitteln auszustatten.

3. Das Personal, die Finanz- und Sachmittel von Behérden und Die Thiringer Landesregierung
Einrichtungen, die nach der Bekanntmachung der Landesregie-
rung vom 11. Dezember 1990 (Verordnungsblatt, S. 13) fortzu- Der Ministerprésident Der Innenminister

fiihren waren sowie von Organisationseinheiten abzuwickelnder
Einrichtungen, welche Aufgaben wahrnehmen, die weiterhin
durchzufiihren sind (Abschnitt 2.3 der Bekanntmachung), wer-
den in die neu errichteten Behérden und Einrichtungen Uber- Duchac Bock

Anlage
zur Bekanntmachung der Landesregierung vom Juni 1991 tber die Errichtung von Behérden und Einrichtungen des Landes Thuringen

1.  Geschéftsbereich3: Innenministerium 1.1.2 Rlizeivewaltungsant

1.1 Landsoberbetirden WesentlicheAufgaben:

1.1.1 Landeskriminalamt GemaR § 5 Abs. 1 des Polizeiorganisationsgesetzes nimmt

das Polizeiverwaltungsamt zentrale Verwaltungsaufga-

WesentlicheAufgaben: ben der Polizei wahr, beschafft die Ausristung der Poli-
Zentrale Dienststelle fuir kriminalpolizeiliche Aufgaben, zei und kann auch andere Behotrden ausrusten.
insbesondere fir die landertbergreifende und Uberregio-
nale Verbrechensbekampfung Ortliche Zusténdigkeit:
Ortliche Zustandigkeit Land
Land 1.1.3 Statistischesandesamt
Bemetkung: WesentlicheAufgaben:
Auf das Landeskriminalamt werden die gegenwatrtig Durchfuhrung von Europa-, Bundes- und Landessta-
noch vom Gemeinsamen Landeskriminalamt aufgrund tistiken, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung auf Lan-
des Kapitels 1l Abschnitt Il Nr. 2 der Anlage 1 des Eini- desebene, Auftragsaufgaben auf dem Gebiet der Statistik

gungsvertrags wahrgenommenen Landesaufgaben nach
Maf3gabe der zwischen den beteiligten Bundesléandern zu Ortliche Zustéandigkeit:
schlieenden Vereinbarung tberfihrt.

Land


GVBl. Thüringen
geändert durch:
- GVBl. 32/94  S.1101 v. 30.09.94
- GVBl. 16/95  S.  316  v. 28.09.95
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Bemelkung:

Auf das Landesamt werden die gegenwartig noch vom
Gemeinsamen Statistischen Amt aufgrund des Kapitels
XVIII Abschnitt 11 § 3 der Anlage 1 des Einigungsvertrages
wahrgenommenen Landesaufgaben nach Mafigabe der
zwischen den beteiligten Bundesléndern zu schlieRenden
Vereinbarung uberfihrt.

1.2 Landesmittelbehdrden

1.2.1 Landeswerwaltungsamt

WesentlicheAufgaben:

Mittelinstanz fir die Aufgabenbereiche

Allgemeine innere Verwaltung,

Bauwesen

Kataster und Vermessung

Schule

Wirtschaft und Verkehr

Soziales, Arbeit, Familie, Gesundheit, Veterinarwe-
sen und Lebensmitteliberwachung (Soziales, Arbeit
und Familie ab Eingliederung in das Landesverwal-
tungsamt)

Landwirtschaft und Forsten

Umwelt

Denkmalschutz

Ortliche Zustandigkeit:

Land

Nachgeordnet8ehdrden

Landratsdmter als allgemeine untere staatliche Behtrden
Stralenbauamter

Katasteramter

Amter fir Soziales und Familie (ab Eingliederung des
Landesamtes fur Soziales und Familie in das Landesver-
waltungsamt)

Amter fiir Arbeitsschutz (ab Eingliederung des Landes-
amtes flr Soziales und Familie in das Landesverwaltungs-
amt)

Amter fur Landwirtschaft

Forstamter

Bemetkungen:

Es sollen neben dem Zentralamt drei AuRRenstellen er-
richtet werden. Diese Aul3enstellen sollen jeweils fiir

ihren regionalen Bereich als “Biindelungsbehdérden” alle
fachlichen Aufgaben des Landesverwaltungsamtes (mit
Ausnahme der zentralen Dienste fiir die Behérde selbst)
wahrnehmen.

1.2.2 Rlizeiprasdium

WesentlicheAufgaben:

Zentrale Dienststelle fir polizeiliche Aufgaben der
Landespolizei und der Bereitschaftspolizei, ausgenom-
men Aufgaben des Landeskriminalamtes.

1.3

13.1

Obere FiUhrungsebene der Landes- und der
Bereitschaftspolizei. Versorgung aller Einrichtungen der

Polizei Verwaltungsbehdrde im Sinne des 8§ 36 OWiG fur

Ordnungswidrigkeiten nach § 24 und § 24 a Stral3enver-
kehrsgesetz.

Ortliche Zusténdigkeit:

Land

Nachgeordnet&ehdrden:

Polizeidirektionen
Bereitschaftspolizei

Unterel andesbehdrden

Plizeidirektionen

WesentlicheAufgaben:

Mittlere Fihrungsebene der Landespolizei

BezeichnungQrtliche Zustandigkeit:

(1) Polizeidirektion fur die Gebiete der Landkreise
Heiligenstadt, Worbis, Nordhausen, Muhlhausen,
Sondershausen und Artern

(2) Polizeidirektion fir die Gebiete der Landkreise
Eisenach, Bad Langensalza, Gotha, Arnstadt , llmenau

(3) Polizeidirektion fur das Gebiet der kreisfreien Ge-
meinde Erfurt und fur das Gebiet des Landkreises Erfurt

(4) Polizeidirektion fur die Gebiete der kreisfreien Ge-
meinden Jena und Weimar sowie fur die Gebiete der
Landkreise SOmmerda, Weimar, Apolda, Jena, Eisenberg,
Stadtroda

(5) Polizeidirektion fir das Gebiet der kreisfreien Ge-
meinde Gera und fiir die Gebiete der Landkreise Altenburg,
Gera, Schmolin, Zeulenroda, Greiz

(6) Polizeidirektion fir das Gebiet der kreisfreien Ge-
meinde Suhl und fir die Gebiete der Landkreise Bad
Salzungen, Schmalkalden, Meiningen, Suhl, Hildburg-
hausen, Sonneberg

(7) Polizeidirektion fiir die Gebiete der Landkreise Rudol-
stadt, P6Rneck, Saalfeld, Neuhaus, Lobenstein, Schleiz

Nachgeordnet8ehdrden:

Inspektionen, Reviere
Stationen und Posten

Bemerkung:

Die Neuorganisation von Behérden der Landespolizei
auf der den Polizeidirektionen nachgeordneten Ebene
wird gesondert geregelt. Die hier vorhandene Organi-
sation besteht zunéchst fort und ist den Polizeidirektionen
nachgeordnet.
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1.3.2 Bereitschaftspoli zei

WesentlicheAufgaben:

Schutz von obersten Landesorganen und Behérden sowie

von lebenswichtigen Einrichtungen und Anlagen aus
besonderem Anlaf3

Unterstlitzung anderer Teile der Polizei
Katastrophenhilfe

Aus- und Fortbildung von Dienstkraften der Polizei

Ortliche Zustandigkeit:
Land

Bemeikung:

Die Bereitschaftspolizei gliedert sich in die Bereit-
schaftspolizeiabteilung, die Polizeihundertschaften so-

fur das Land Thiringen

Bezeichnurg:

Staatliches Schulamt

Ortliche Zusténdigkeit:
wie Kreisverwaltungsbehdrden

Nachgeordnet&inrichtungen:

Schulen

Bemerkung
Die Staatlichen Schulamter werden Teil der Kreisver-

waltungsbehdrden. Wegen der nachgeordneten Einrich-
tungen erfolgt die gesonderte Darstellung.

Einrichtungen

wie in zugeordnete Aus- und Fortbildungseinrichtungen. 2.4.1 Thiringednstitut fir Lehrerfortbildung Lehrplan-

1.3.3 Katasterdmter

2.1

2.2

2.3

WesentlicheAufgaben:

Fuhrung des Liegenschaftskatasters

Durchflihrung von Katastervermessungen
Durchfuhrung von Arbeiten auf dem Gebiet der
Bodenordnung und Grundstlicksbewertung
Mitwirkung bei der Erledigung der Landesvermessung
Abmarkung der Grundstiicksgrenzen

BezeichnungQriliche Zustandigkeit

35 Katasteramter fiir die jeweiligen Gebiete der Land-
kreise einschlieBlich der kreisfreien Stadte

Bemeikungen:

Eine Verringerung der Zahl der Katasteramter wird ange-
strebt.

Geschéaftsbereich4: Kultusministerium

Landsobebehd&den

keine
Landesmittelbehbrden
(Landesverwaltungsamt - siehe dort)

Unterel andesbehdrden

2.3.1 Staatliché&schulamter

WesentlicheAufgaben:

Aufsicht tber alle Schulen;

Personalangelegenheiten der Lehrer soweit sie mit Auf-
gaben der Schulaufsicht und der Unterrichtsversorgung
verbunden sind.

entwicklungund Medien

WesentlicheAufgaben:

Lehrerfort- und -weiterbildung

Lehrplanentwicklung und - koordination

Bereitstellung von Medien fir die Schulen (Landes-
bildstelle)

Ortliche Zustandigkeit:

Land

2.4.2 StaatlichéStudienseminare

WesentlicheAufgaben:

Ausbildung der Lehramtsanwarter

Bemelkung:

Es werden acht Studienseminare errichtet:

- funf Studienseminare fur das Lehramt an Regelschulen
- ein Studienseminar fiir das Lehramt an Gymnasien

- ein Studienserninar fiir das Lehramt an berufshildenden

Schulen
- ein Studienseminar fir das Lehramt an Sonderschulen

Geschaftsbereiob6: ThiringerFinanzministerium

3.1 Landsoberbebirden

keine

3.2 landesnmittelbehbrden

3.2.1 Olerfinanzdrektion

(nachrichtlich)

Errichtung, Aufgaben, Sitz und ortliche Zusténdigkeit
sind durch den Bundesminister der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Land bestimmt worden. Berechnung
und Auszahlung der Bezilige, Vergutungen und Lohne
(Zentrale Gehaltsstelle des Landes Thiringen)
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Bemelikungen:

Fur die Zentrale Gehaltsstelle sind drei Haupt- und drei
AuRRenstellen vorgesehen. Einzelnen Finanzamtern wer-
den fur bestimmte Besteuerungsverfahren, fir einzelne
Arten der Betriebsprifung, fiur Straf- und Buf3geldver-
fahren sowie fir die Steuerfahndung sachliche Zustén-
digkeiten fur groRere Verwaltungsraume, die sich auf die
Gebiete mehrerer Finanzamter erstrecken, durch Rechts-
vorschrift zugewiesen.

Nachgeordnet8ehdrden:

Finanzamter
Staatsbauamter

3.2.2 Landesan#tur RegelungoffenerVermdgensfragen

3.3

(nachrichtlich)

WesentlicheAufgaben:

Vollzug des Gesetzes zur Regelung offener Vermégens-
fragen

Bemerkung
AuRenstellen sind vorgesehen. Das Landesamt zur Rege-

lung offener Vermdgensfragen ist durch gesonderte
Errichtungsanordnung zu errichten.

Nachgeordnet8ehdrden:

Kreisverwaltungsbehdrden als Amter zur Regelung offe-
ner Vermdgensfragen beim Landrat

Untere_andesbehérden

3.3.1 Rnanzémter

WesentlicheAufgaben:

Festsetzung und Erhebung von Bundes- und Landessteuern
Straf- und BufR3geldverfahren auf abgabenrechtlichen
Grundlagen

Steuerfahndung

Bezeichnunggrtliche Regelzustandigkeiten:

(1) Finanzamt fir die Gebiete der Landkreise Altenburg
und Schmdlin

(2) Finanzamt fur das Gebiet des Landkreises Arnstadt

(3) Finanzamt fur die Gebiete der Landkreise Bad
Salzungen und Schmalkalden

(4) Finanzamt fur das Gebiet des Landkreises Eisenach
(5) Finanzamt fur die kreisfreie Gemeinde Erfurt

(6) Finanzamt fir die Gebiete der Landkreise Erfurt und
Sémmerda

(7) Finanzamt fur das Gebiet der kreisfreien Gemeinde
Gera sowie fur die Gebiete der Landkreise Eisenberg und
Gera

(8) Finanzamt fur das Gebiet des Landkreises Gotha

(9) Finanzamt firr die Gebiete der Landkreise Greiz und
Zeulenroda

(10) Finanzamt fur das Gebiet der kreisfreien Gemeinde
Jena sowie fir die Gebiete der Landkreise Jena und
Stadtroda

(11) Finanzamt fur die Gebiete der Landkreise Hildburg-
hausen und Meiningen

(12) Finanzamt fur die Gebiete der Landkreise Bad
Langensalza und Muhlhausen

(13) Finanzamt fur das Gebiet des Landkreises Nordhausen

(14) Finanzamt fir die Gebiete der Landkreise P6R3neck,
Rudolstadt und Saalfeld

(15) Finanzamt fiir die Gebiete der Landkreise Lobenstein
und Schleiz

(16) Finanzamt fiir die Gebiete der Landkreise Artern und
Sondershausen

(17) Finanzamt fiir die Gebiete der Landkreise Neuhaus
und Sonneberg

(18) Finanzamt fur das Gebiet der kreisfreien Gemeinde
Suhl sowie fiir die Gebiete der Landkreise lImenau und
Suhl

(19) Finanzamt fiir das Gebiet der kreisfreien Gemeinde
Weimar sowie fur die Landkreise Apolda und Weimar

(20) Finanzamt fir die Gebiete der Landkreise
Heiligenstadt und Worbis

3.3.2 Saatsbauamter

WesentlicheAufgaben:

Durchfiihrung von Hochbaumaflnahmen des Landes und
des Bundes

Bezeichnungdrtliche Zustandigkeit:

(1) Staatsbauamt fiir die Gebiete der kreisfreien Gemein-
den Erfurt und Weimar sowie fiir die Gebiete der Land-
kreise Apolda, Artern, Arnstadt, Bad Langensalza,
Eisenach, Erfurt, Gotha, Heiligenstadt, limenau,
Mihlhausen, Nordhausen, Sémmerda, Sondershausen,
Weimar, Worbis

(2) Staatsbauamt fir die kreisfreien Gemeinden Gera und
Jena sowie fur die Gebiete der Landkreise Altenburg,
Eisenberg, Gera, Greiz, Jena, Lobenstein, P&Rneck,
Rudolstadt, Saalfeld, Schleiz, Schmélin, Stadtroda,
Zeulenroda, Neuhaus
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(3) Staatsbauamt fiir das Gebiet der kreisfreien Gemeinde 4.3.1 SralRenbaudmter
Suhl sowie fiir die Gebiete der Landkreise Bad Salzungen,

Hildburghausen, Meiningen, Schmalkalden, Sonneberg, WesentlicheAufgaben:
Suhl
Planung, Vorbereitung und Durchfiihrung von Instand-
3.3.3 Saatskasen setzungs-, Neubau-, Umbau- und AusbaumaRnahmen an
Stral3en,
WesentlicheAufgaben: StralRenwinterdienst
Abwicklung von Ein- und Auszahlungen nach Anord- Bezeichnunggrtliche Zusténdigkeiten(vorlaufig):

nung der Landesbehdrden
(1) StraRenbauamt fur die Gebiete der Landkreise Heili-
Bezeichnunggrtliche Zustandigkeit: gen-stadt, Worbis, Nordhausen, Miihlhausen, Sondershau-
sen, Artern mit einer Au3enstelle
(1) Staatskasse fur die Gebiete der kreisfreien Gemein-

den Erfurt und Suhl sowie fir die Gebiete der Landkreise (2) StraBenbauamt fiir die Gebiete der kreisfreien Ge-
Apolda, Artern, Arnstadt, Bad Langensalza, Eisenach, meinden Erfurt und Weimar sowie fiir die Gebiete der
Erfurt, Gotha, Heiligenstadt, llmenau, Muhlhausen, Landkreise Eisenach, Bad Langensalza, Sémmerda,
Nordhausen, SOmmerda, Sondershausen, Weimar, Worbis Gotha, Erfurt, Weimar, Apolda, Arnstadt, llmenau mit

einer Aul3enstelle
(2) Staatskasse fur die Gebiete der kreisfreien Gemein-

den Gera und Jena sowie fur die Gebiete der Landkreise (3) StraRenbauamt fiir die Gebiete der kreisfreien Ge-
Altenburg, Eisenberg, Gera, Greiz, Jena, Lobenstein, meinden Gera und Jena sowie fiir die Gebiete der Land-
Neuhaus, PoRneck, Rudolstadt, Saalfeld, Schleiz, kreise Jena, Eisenberg, Stadtroda, Gera, Schmdlin,
Schmodlin, Stadtroda, Zeulenroda Altenburg, Neuhaus, Rudolstadt, Saalfeld, PdR3neck,

Lobenstein, Schleiz, Zeulenroda, Greiz
(3) Staatskasse fiir das Gebiet der kreisfreien Gemeinde

Suhl und fur das Gebiet der Landkreise Bad Salzungen, (4) StraRenbauamt fir das Gebiet der kreisfreien Ge-
Hildburghausen, Meiningen, Schmalkalden, Sonneberg, meinde Suhl und die Gebiete der Landkreise Bad Sal-
Suhl zungen, Schmalkalden, Meiningen, Suhl, Hildburghausen,

Sonneberg mit einer AuRRenstelle
4. Geschaftsbereidh7: Ministerium flir Wirtschaftund

Techmik (5)und(6) Zwei weitere StralRenbauamter
4.1 Landsoberbetirden (7) Autobahnamt fur die Autobahnen im Landesgebiet
4.1.1 Landesanfiir Me3-und Eichwesen Bemerkungen:

WesentlicheAufgaben: Die Neuabgrenzung der 6rtlichen Zustandigkeit der

Stralenbauamter ist noch vorzunehmen.
Vollzug des Eichgesetzes
Durchsetzung der gesetzlichen Vorschriften zum Um- 5.  Geschéftsbereidd8: Ministerium fiir Sozialesund

gang mit Mef3geraten im geschéaftlichen und amtlichen Gesumlheit

Verkehr, im Verkehrswesen, in der Medizin und bei der

Herstellung und Prufung von Arzneimitteln 5.1 Landsoberbetirden

Ortliche Zustandigkeit: 5.1.1 Medizinal-Lebensmittel-und Veterinaruntersuchungs-
amt

Land
WesentlicheAufgaben:

Bemekungen:
Lebensmitteluntersuchungen tierischer und nichttie-

Sechs Aul3enstellen sind vorgesehen. rischer Produkte, Bedarfsgegenstande, Kosmetika,
Tabakerzeugnisse, Wein

4.2 lardesmittelbehdrden Tierseuchen- und Krankheitsdiagnostik
(Landesverwaltungsamt - siehe dort) Tiergesundheitsdienste

Medizinaluntersuchungen
4.3 UntereLandesbehérden

Ortliche Zustéandigkeit:

Land
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Bemelkung:

AuRenstellen sind vorgesehen.

5.2 Lardesmittelbehbrden

5.2.1 Landesantiir Sozialesund Familie

Ortliche Zustandigkeit:

Land

Bemelkung:

Das Landesamt fir Soziales und Familie wird zu gegebe-
ner Zeit als Abteilung im Landesverwaltungsamt errich-
tet.

Nachgeordnet8ehérden:

Amter fiir Soziales und Familie (bis zur Eingliederung
des Landesamtes fur Soziales und Familie in das
Landesverwaltungsamt)

Amter fiir Arbeitsschutz (bis zur Eingliederung des
Landesamtes fur Soziales und Familie in das Landesver-
waltungsamt)

5.3 Unterel andesbehdrden

5.3.1 Amterfiir Sozialesund Familie

(nachrichtlich)

Die Amter fir Soziales und Familie sind durch Anord-

nung der Landesregierung vom 13. Mai 1991 (GVBI.1991, 6.

S. 102) errichtet worden.

WesentlicheAufgaben: 6.1

Aufgaben des sozialen Entschadigungsrechts, der
Kriegsopferversorgung, des Schwerbehindertengesetzes,

des Bundeserziehungsgesetzes, des Opferentschadigung$.2

gesetzes, des Heimgesetzes

Bezeichnungdrtliche Zustandigkeit:

5.3.2 Amterfir Arbeitsschutz

WesentlicheAufgaben:

Wahrnehmung der den Gewerbeaufsichtsdmtern
obliegenden Aufgaben des technischen und sozialen
Arbeitsschutzes einschliel3lich geféhrlicher Arbeitsstoffe
und Anlagensicherheit, Geratesicherheit, betrieblicher
Arbeitssicherheit, Arbeitszeit, Jugendarbeitsschutz, Mut-
ter- und Frauenarbeitsschutz

Bezeichnungdrtliche Zustandigkeit:

(1) Amt fur Arbeitsschutz fir die Gebiete der kreisfreien
Gemeinden Erfurt und Weimar sowie fiir die Gebiete der
Landkreise Eisenach, Bad Langensalza, S6mmerda,
Gotha, Erfurt, Imenau, Arnstadt, Weimar, Apolda

(2) Amt fiir Arbeitsschutz fir die Gebiete der Landkreise
Heiligenstadt, Worbis, Nordhausen, Sondershausen,
Artern, Mihlhausen

(3) Amt fUr Arbeitsschutz flr die Gebiete der kreisfreien
Gemeinden Gera und Jena sowie fur die Gebiete der
Landkreise Jena, Eisenberg, Stadtroda, Gera, Schmdlin,
Altenburg, Neuhaus, Rudolstadt, Saalfeld, PdR3neck,
Lobenstein, Schleiz, Zeulenroda, Greiz

(4) Amt fur Arbeitsschutz fir das Gebiet der kreisfreien

Gemeinde Suhl und fur die Gebiete der Landkreise Bad
Salzungen, Schmalkalden, Meiningen, Suhl, Hildburg-

hausen, Sonneberg

Geschéaftsbereidd9: Ministerium fiir Landwirtschaft
undForsten

Landesoberbehérden

keine
Landesmittelbehdrden

Landesverwaltungsamt - sieht dort

6.3 Unterel andesbehdérden

(1) Amt fur Soziales und Familie fir die Gebiete der

kreisfreien Gemeinden Erfurt und Weimar sowie fir die  6.3.1 Amterfiir Landwirtschaft

Gebiete der Landkreise Heiligenstadt, Worbis, Nord-
hausen, Mihlhausen, Sondershausen, Artern, Eisenach,
Bad Langensalza, Sommerda, Gotha, Erfurt, Arnstadt,
Weimar, Apolda mit einer Au3enstelle

(2) Amt fur Soziales und Familie fur die Gebiete der
kreisfreien Gemeinden Gera und Jena sowie fir die
Gebiete der Landkreise Jena, Eisenberg, Stadtroda, Gera,
Schmélin, Altenburg, Rudolstadt, Saalfeld, PéRneck,
Lobenstein, Schleiz, Zeulenroda, Greiz

(3) Amt fUr Soziales und Familie flir das Gebiet der
kreisfreien Gemeinde Suhl und fur die Gebiete der Land-
kreise Bad Salzungen, Schmalkalden, Meiningen, Suhl,
Hildburghausen, Sonneberg, llmenau, Neuhaus

WesentlicheAufgaben:

Beratung der Landwirte aller Betriebsformen
Berufsbildung, Erwachsenenfortbildung der Landwirte
Hauswirtschaft und Verbraucherangelegenheiten
Produktion, Vermarktung, Pflanzenschutz

Bezeichnunggrtliche Zustandigkeit:

(1) Amt fiir Landwirtschaft fur die Gebiete der Landkrei-
se Muhlhausen, Heiligenstadt, Worbis

(2) Amt fir Landwirtschatt fiir die Gebiete der Landkrei-
se Nordhausen, Sondershausen, Artern
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(3) Amt flr Landwirtschatft fiir die Gebiete der Landkrei-
se Gotha, Bad Langensalza

(4) Amt fur Landwirtschaft fur das Gebiet der kreisfreien
Gemeinde Erfurt und fur die Gebiete der Landkreise
Erfurt, Arnstadt, llmenau

(5) Amt fur Landwirtschaft fiir das Gebiet der kreisfreien
Gemeinde Weimar und firr die Gebiete der Landkreise
Weimar, Apolda, Sémmerda

(6) Amt fir Landwirtschaft fiir die Gebiete der Landkrei-
se Bad Salzungen, Eisenach, Bad Salzungen

(7) Amt fir Landwirtschatft fiir das Gebiet der kreisfreien
Gemeinde Suhl und fiir die Gebiete der Landkreise Suhl,
Meiningen

(8) Amt fur Landwirtschaft fiir die Gebiete der Landkrei-
se Hildburghausen, Sonneberg

(9) Amt fir Landwirtschatft fir die Gebiete der Landkrei-
se Saalfeld, Neuhaus, Rudolstadt, P63neck

(10) Amt fur Landwirtschaft fir die Gebiete der Land- 6.4
kreise Schleiz, Lobenstein, Zeulenroda

(11) Amt fir Landwirtschaft fiir das Gebiet der kreisfreien
Gemeinde Jena und fur die Gebiete der Landkreise Jena,
Stadtroda, Eisenberg

(12) Amt fir Landwirtschaft fiir das Gebiet der kreisfreien
Gemeinde Gera und fir die Gebiete der Landkreise Gera,
Greiz, Schmolin, Altenburg

6.3.2 Furnauorchungsdmer

WesentlicheAufgaben:

Neuordnung des landlichen Raumes nach dem Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz und dem Flurbereinigungsgesetz,
Bodenordnungsverfahren,

Forderung von MalRnahmen der Gemeinschaftsaufgabe
“Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschut-
zes”, 7.
Dorferneuerung, Iandliche Siedlung, landwirtschaftlicher

Wegebau, 7.1
agrarstrukturelle Fachplanungen,

Kulturbau.

Bezeichnunggrtliche Zustandigkeit: 7.2

(1) Flurneuordnungsamt

fur die Gebiete der kreisfreien Gemeinden Erfurt und
Weimar sowie fiir die Gebiete der Landkreise Heiligen-
stadt, Worbis, Nordhausen, Mihlhausen, Sondershau-
sen, Artern, Eisenach, Gotha, Bad Langensalza, S6m-
merda, Erfurt, llmenau, Arnstadt, Weimar, Apolda.

(2) Flurneuordnungsamt
fur die Gebiete der kreisfreien Gemeinden Gera und Jena

sowie fir die Gebiete der Landkreise Neuhaus, Rudolstadt, 7.3.

Jena, Stadtroda, Eisenberg, Saalfeld, PdRneck, Gera,

7.2.1

(3) Flurneuordnungsamt

fir das Gebiet der kreisfreien Gemeinde Suhl und die
Gebiete der Landkreise Bad Salzungen, Schmalkalden,
Meiningen, Suhl, Hildburghausen, Sonneberg.

6.3.3 Forstamter

WesentlicheAufgaben:

Bewirtschaftung des Staatswaldes
Technische Betriebsleitung im Kdrperschaftswald
Beratung und Betreuung im Privatwald

Bezeichnurg:

60 Forstamter

Bemeikung:
Die Verwaltungsrdume der Forstamter werden im einzel-

nen noch festgelegt. Sie umfassen in der Regel das
vollstandige Gebiet mehrerer Gemeinden.

Enrichtungen

LandwirtschaftlichedUntersuchungsand Forschungs-
anstalt

WesentlicheAufgaben:

Im Bereich der Landwirtschaft:

- Amtliche Untersuchungen zur Verkehrs- und Qualitats-
kontrolle

- Durchfiihrung spezieller Untersuchungsprogramme

- Dienstleistungsaufgaben

- Anwendungsorientierte Forschung

- Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft

- Tierproduktion bei minimaler Umweltbelastung

Ortliche Zustandigkeit:

Land

Geschaftsbereich0: Umweltministerium
Landsoberbebirden

keine

Landesmittelbehbrden

(Landesverwaltungsamt - siehe dort)

Oberberganttir die LanderHesserund Thiringen
(nachrichtlich)

Es ist beabsichtigt, ein (gemeinsames) Oberbergamt fir
die Lander Hessen und Thiringen durch Staatsvertrag
einzurichten.

UnterelL andesbehdérden

Schmolin, Altenburg, Lobenstein, Schleiz, Zeulenroda, 7.3.1 Umweltamter

Greiz.

(Landesverwaltungsamt - siehe dort)
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Bemerkung

Durch BeschluR des Kabinetts vom 14. Mai 1991 (TOP
[11.8) wurde der Umweltminister ermachtigt, vorerst vier
Umweltédmter zu errichten. Diese Umweltdmter werden
gemal der Empfehlung des Landtages vom 7. Mai 1991
(Drucksache 1/228/234) und dem BeschluRR des Kabinetts
vom 14. Mai 1991 (TOP I111.7) Teil des Landesver-
waltungsamtes.

7.3.2 Bergamter 8.

7.4

Die Bergamter sollen durch ein gesondertes Gesetz im
Zusammenhang mit der beabsichtigten Bildung des (ge- 8.1
meinsamen) Oberbergamtes fir die Lander Hessen und
Thiringen errichtet werden.

Enrichtungen 8.2

7.4.1 _Landesanstdiir Umwelt

WesentlicheAufgaben

Fachwissenschaftliche Datenerfassung und Beratung auf
den Gebieten Naturschutz und Landschaftspflege, der
Landesplanung, des Immisions- und Strahlenschutzes,
der Wasserwirtschaft, der Abfallwirtschaft und der Alt-
lasten.

8.3

Ortliche Zusténdigkeit:

Land

Bemerkungen:

Es wird geprift, ob der Aufgabenbereich durch
Staatsvertrag auf andere Bundesléander (z.B. Sachsen,

Sachsen-Anhalt) ausgedehnt werden kann.

Geschaftsbereich5: Ministerium flir Wissenschaft
und Kunst

Landsoberbebirden

keine

Lardesmittelbehbrden
(Landesverwaltungsamt - siehe dort)

Bemelkung:

Der weitere Vollzug der Denkmalpflege wird durch das
Denkmalschutzgesetz geregelt.

Unterel andesbehdrden

Aufbau und Fortschreibung eines Landesinformations- 8.3.1 Saatsachive

systems und Raumordnungskatasters.

Ortliche Zustandigkeit:

Land

7.4.2 Landesanstdiiir Bodenforschung

WesentlicheAufgaben:

Fachtechnische und geowissenschaftliche Erkundung,
Datenerfassung und gutachterliche Beratung auf den
Gebieten der Rohstoffgeologie, der angewandten Geolo-
gie, der Ingenieur- und Hydrogeologie sowie des Boden
und Umweltschutzes zur Unterstiitzung der Landesbe-
horden, Gebietskérperschaften und wirtschaftlicher
Unternehmungen. Aktualisierung der geowissenschaft-
lichen, bodenkundlichen und hydrogeologischen Lan-
desaufnahme sowie Mitarbeit beim Schutz von Grund-
wasser und bei der Anlage und Sanierung unter- und
obertagiger Deponien.

Ortliche Zustandigkeit:

Land

7.4.3 Vagdschutzwarte

WesentlicheAufgaben:

Wissenschaftliche Forschung und fachliche Beratung auf
dem Gebiet des Vogelschutzes

WesentlicheAufgaben:

Archivgut der Verfassungsorgane, Behorden, Gerichte
und sonstigen offentlichen Stellen des Landes und der
Kommunen (bernehmen, auf Dauer aufbewahren, si-
chern, erschlie3en und nutzbar machen.

Bezeichnunggprtliche Zustandigkeiten:

(1) Staatsarchiv fiir die Gebiete der kreisfreien Gemein-
den Erfurt und Weimar sowie fur die Gebiete der
Landkreise Heiligenstadt, Worbis, Nordhausen, Miihl-
hausen, Sondershausen, Artern, Eisenach, Gotha, Bad
Langensalza, Sémmerda, Erfurt, llmenau, Arnstadt,
Weimar, Apolda

(2) Staatsarchiv fir das Gebiet der kreisfreien Gemeinde
Suhl und die Gebiete der Landkreise Bad Salzungen,
Schmalkalden, Meiningen, Suhl, Hildburghausen,
Sonneberg

(3) Staatsarchiv fiir die Gebiete der kreisfreien Gemein-
den Gera und Jena sowie fiir die Gebiete der Landkreise
Neuhaus, Rudolstadt, Jena, Stadtroda, Eisenberg, Saalfeld,
P6Rneck, Gera, Schmolin, Altenburg, Lobenstein, Schleiz,
Zeulenroda, Greiz
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Verordnung zum Vollzug des Personenstandsgesetzes
Vom 3. Juli 1991

AufGrundvon 8 70 aAbsatz 1 und 2 des Personenstandsgesetzes §4

in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. August 1957 Standesbeamter bei den Urkundenstellen

(BGBI. I S. 1126), zuletzt geandert durch Gesetz vom 26. Juni

1990 (BGBI. I S. 1163) erlafit die Thiringer Landesregierung Fir die Urkundenstellen bei den Landkreisen und den kreisfreien

folgende Verordnung: Stadten sind Standesbeamte zu bestellen. Die Vorschriften der
8§ 1 bis 3 gelten entsprechend.

§1
Bestellung des Standesbeamten 8§85
Nebenregister

(1) Die Standesbeamten werden von der Gemeinde bestellt, in

deren Gebiet das Standesamt seinen Sitz hat. (1) Fur die Fortfihrung, Benutzung und Aufbewahrung der in
der Zeitvom 1. Januar 1876 bis 30. Juni 1938 geflihrten standes-

(2) Fur jedes Standesamt ist einer der Standesbeamten zumamtlichen Nebenregister gelten die gleichen Bestimmungen

Leiter des Standesamts zu ernennen. Er verteilt die Geschéaftewie fir die Zweitbucher zu den Personenstandsbiichern.

(3) Die Bestellung zum Standesbeamten und die Ernennung(2) Mitteilungen iber Hinweise zu den Nebenregistern unter-
zum Leiter eines Standesamts erfolgen durch Aushéndigungbleiben.

einer Urkunde. Bestellung und Ernennung sind auf Widerruf

auszusprechen. Die Bestellung kann auf bestimmte Aufgaben- 86

gebiete des Standesamts beschrankt werden. Berichtigungsantrage

(4) Zum Standesbeamten ist in der Regel ein Beamter zu Den Antrag auf Berichtigung eines Personenstandseintrags

bestellen. nach 8 47 Abs. 2 Satz 1 des Personenstandsgesetzes kann auch
der Standesbeamte stellen; er ist Gber die Aufsichtsbehorde zu
§2 leiten.
Eignung zum Standesbeamten
87
(1) Zum Standesbeamten darf nur bestellt werden, wer Anlegung des Familienbuchs in besonderen Féllen

1. die Anstellungsprufung fur den gehobenen nichttechnischen
Verwaltungsdienst oder eine vergleichbare Angestellten- Das Familienbuch ist fiir eine frilhere Ehe von Amts wegen

prifung mit Erfolg abgelegt hat, anzulegen, wenn die selben Ehegatten eine neue Ehe miteinander
2. aneinem Einfuhrungslehrgang fuir Standesbeamte mit Erfolg eingehen und fiir ihre friihere Ehe kein Familienbuch angelegt
teilgenommen hat und ist. Fir die Anlegung ist der Standesbeamte zustandig, vor dem

3. als Sachbearbeiter oder zur Einweisung bei einem Standesdie spétere Ehe geschlossen wird.
amt mindestens drei Monate téatig gewesen ist.
§8
(2) Die Aufsichtsbehdrde kann im Einzelfall Ausnahmen von Inkrafttreten
den Erfordernissen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 zulassen.
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1991 in Kraft.

§3
Beendigung der Tatigkeit als Standesbeamter Erfurt, den 3. Juli 1991
(1) Die Gemeinde kann die Bestellung zum Standesbeamten Die Thiringer Landesregierung

und die Ernennung zum Leiter des Standesamts jederzeit

schriftlich widerrufen. Erweist sich der Standesbeamte fachlich

oder personlich als ungeeignet, so hat die Gemeinde die Der Ministerprasident Der Innenminister
Bestellung zu widerrufen.

(2) Die Bestellung zum Standesbeamten erlischt, wenn der
Standesbeamte aus dem Dienstverhéltnis zu seinem Dienstherribuchac Bock
ausscheidet.
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Verordnung uber die Ubertragung von Zustandigkeiten zum Erla von Rechtsverordnungen im Bereich der
Gerichtsorganisation auf den Thiringer Minister fur Justiz, Bundes- und Europaangelegenheiten
(Thiiringer Zustandigkeitsubertragungsverordnung Justiz - ThirZustUVJu)
Vom 3. Juli 1991

§1 3. aufgrund des § 21 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung Uber die

Gesamtvollstreckung - Gesamtvollstreckungsverordnung - vom

Die Thuringer Landesregierung Ubertragt die nachstehenden6. Juni 1990 (GBI. I Nr. 32 S. 285), zuletzt gedndert durch Art.

Erméachtigungen zum Erlaf? von Rechtsverordnungenim Umfang 9 Abs. 2 in Verbindung mit Anlage Il Kapitel Il Sachgebiet A

ihrer jeweiligen Fassung auf den Thuringer Justizminister: Abschnitt Il Nr. 1 Buchstabe b) Unterbuchstaben mm) des
Einigungsvertragsgesetzes,

1. aufgrund von Art. 8 in Verbindung mit der Anlage | Kapitel

IIl Sachgebiet A Abschnitt Il Nr. 1 Buchstabe n) Abs. 1 Satz 2 die Ermachtigung nach § 21 Abs. 2 Satz 1 der Gesamtvoll-

in Verbindung mit Anlage | Kapitel Ill Sachgebiet A Abschnitt  streckungsverordnung.

Il Nr. 1 Buchstabe t) Abs. 3 des Gesetzes vom 23. September

1990 zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bun-

desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen §2

Republik ber die Herstellung der Einheit Deutschlands -

Einigungsvertragsgesetz - und der Vereinbarung vom 18. Sep-Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in Kraft.

tember 1990 (BGBI. Il S. 885)

die Ermachtigung nach Anlage | Kapitel Ill Sachgebiet A Ab- Erfurt, den 3. Juli 1991
schnitt Il Nr. 1 Buchstabe n) Abs. 1 Satz 1 des Eingungs-
vertragsgesetzes,
Die Thiringer Landesregierung
2. aufgrund von Art. 8 in Verbindung mit der Anlage | Kapitel
Il Sachgebiet B Abschnitt Ill Nr. 6 Buchstabe a) Satz 4 des
Einigungsvertragsgesetzes Der Ministerprasident Der Justizminister

die Erméchtigung nach Anlage | Kapitel 1l Sachgebiet B
Abschnitt 11l Nr. 6 Buchstabe a) Satz 3 des Eingungsver-
tragsgesetzes, Duchac Dr. Jentsch

Verordnung uber die Zustandigkeit zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Art. 1 § 8
Rechtsberatungsgesetz
Vom 28. Juni 1991

Auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes Uber Ordnungs- §2
widrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | ) )
S. 603), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23. September 199dPiese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
(BGBI. II S. 885), wird verordnet:
Erfurt, den 28. Juni 1991

1
S Die Thiringer Landesregierung
Zustandige Verwaltungsbehorden fir die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Art. 1 § 8 des Rechts-
beratungsgesetzes in der im BGBI. lll Gliederungsnummer o . o
303-12 verdffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geandert Der Ministerprasident Der Justizminister
durch Gesetz vom 23. September 1990 (BGBI. Il S. 885), sind

die Leiter der Staatsanwaltschaften in Thiringen. 5
Duchac Dr. Jentsch
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Thiringer Verordnung Uber Zusténdigkeiten auf dem Gebiet der Verfolgung und Ahndung von
Verkehrsordnungswidrigkeiten
Vom 25. Juni 1991

Aufgrund des § 26 Abs. 1 Satz 1 des Stral3enverkehrsgesetzes i@rdnungsbehdrden zusténdig fur die Verfolgung und Ahndung
der Fassung vom 19. Dezember 1952 (BGBI. | S. 837), zuletzt von geringfligigen Ordnungswidrigkeiten ( § 56 Abs. 1 OWiG)
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1990nach § 24 des StraRenverkehrsgesetzes, die im ruhenden Verkehr

(BGBI. I S. 2804) verordnet die Landesregierung: festgestellt werden.
§1 (2) Das Néhere regelt der Innenminister durch Verwaltungs-
vorschrift.
(1) Das Thuringer Polizeiverwaltungsamt ist zustandig fur die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 §3

des StralRenverkehrsgesetzes, die im StralR3enverkehr begangen
werden, ausgenommen Ordnungswidrigkeiten nach § 12 a der(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Absatzes 3 am
Durchfuhrungsverordnung zum Fahrlehrergesetz vom 16. Tage nach der Verkiindung in Kraft.
September 1969 (BGBI. | S. 1763), zuletzt ge&ndert durch
Artikel 3 der Verordnung vom 23. Juli 1990 (BGBI. | S. 1484). (2) Gleichzeitig tritt 8 6 Abs. 2 der Ersten Verordnung zur
Bestimmung von Zustandigkeiten vom 18. Dezember 1990
(2) Das Thuringer Polizeiverwaltungsamt ist ferner zustandig (VOBI. 1991 S. 1) auRer Kraft.
fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach 88 7 Abs. 2, 47 Abs. 1, 2 Buchst. c und 3 der StralRenver-(3) Die Polizeiinspektionen bleiben noch solange zustandig, bis
kehrsordnung (DDR) vom 26. Mai 1977 (GBI. I Nr. 20 S. 257), das Thiringer Polizeiverwaltungsamt seine Aufgaben wahr-
zuletzt gedndert durch die Fiinfte Verordnung vom 9. Septembernehmen kann.
1986 (GBI. | Nr. 31 S. 417) und nach § 24 a des StralRenver-
kehrsgesetzes. Der Innenminister bestimmt durch Bekanntmachung im
Staatsanzeiger fur Thuringen, wann die Zustandigkeit auf das

(3) Fur die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten in den Fallen Thiringer Polizeiverwaltungsamt tbergeht. Er kann fur die
der Absétze 1 und 2 sind neben dem Thuringer Polizeiver- Zustandigkeitsbereiche der Polizeiinspektionen unterschiedliche
waltungsamt auch die Dienststellen der Landespolizei und der Zeitpunkte vorsehen.
Bereitschaftspolizei, soweit diese zur Unterstiitzung des
polizeilichen Einzeldienstes zur allgemeinen Dienstverrichtung
herangezogen werden, zustandig, Erfurt, den 25. Juni 1991
1. solange sie die Sache nicht an das Thiringer Polizeiverwal-

tungsamt oder an die Staatsanwaltschaft abgegeben haben,

oder Die Thiringer Landesregierung
2. wenn die Staatsanwaltschaft die Sache nach § 41 Abs. 2 oder

§ 43 Abs. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten

(OWIG) an die Polizei zurtick- oder abgibt.

Der Ministerprasident Der Innenminister
§2

(1) Neben dem Thiringer Polizeiverwaltungsamt und den
weiteren Dienststellen der Polizei sind die Gemeinden als Duchac Bock
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Verordnung uber die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft
Vom 5. Juli 1991

Auf Grund des § 152 Abs. 2 Satz 1 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975
(BGBI. I S. 1079), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 17. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2816), wird verordnet:

81

Die - méannlichen und weiblichen - Angehérigen folgender
Beamten- und Angestelltengruppen sind Hilfsbeamte der Staats-

anwaltschaft:
1. Beim Bundesgrenzschutz
a) Polizeivollzugsbeamte

Erste Polizeihauptkommissare im Bundesgrenzschutz

Polizeihauptkommissare im Bundesgrenzschutz
Polizeioberkommissare im Bundesgrenzschutz
Polizeikommissare im Bundesgrenzschutz
Oberstabsmeister im Bundesgrenzschutz
Polizeihauptmeister im Bundesgrenzschutz
Polizeiobermeister im Bundesgrenzschutz
Polizeimeister im Bundesgrenzschutz
Polizeihauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz

b) Verwaltungsbeamte im Grenzschutzeinzeldienst
Regierungsoberamtsrate
Regierungsamtsrate
Regierungsamtmannér
Regierungsoberinspektoren
Regierungsinspektoren

2. Bei der Bundesfinanzverwaltung

a) AuRRenprifungs- und Steueraufsichtsdienst
Regierungsraté
Zolloberamtsraté
Oberzollrate?
Zollamtsrate?
Zollrate?
Zollamtmanner
Zolloberinspektoren
Zollinspektoren
Zollbetriebsinspektoren
Zollhauptsekretare
Zollobersekretare
Zollsekretare)
Zollassistenterd

b) Grenzaufsichtsdienst und Grenzabfertigungsdienst
Regierungsrate
Zolloberamtsrat@
Oberzollrate?
Zollamtsrate?
Zollrate
Zollamtmanner
Zolloberinspektoren
Zollinspektoren
Zollbetriebsinspektoren
Zollschiffsbetriebsinspektoren
Zollhauptsekretare
Zollschiffshauptsekretare
Zollobersekretare
Zollschiffsobersekretare

Zollsekretare
Zollschiffssekretaré
Zollassistente®
Zollschiffsassistente®
c) Forstdienst
Forstoberamtsrate
Forstamtsrate
Forstamtmanner
Forstoberinspektoren
Forstinspektoren
Forstamtsinspektoren
Forsthauptsekretére
Forstobersekretare
Forstsekretaré
Forstassistenteh
als Forstbetriebsbeamte im AufRendienst

. Bei der Deutschen Bundespost

Postoberamtsrate

Postamtsrate

Postamtmanner

Postoberinspektoren

Postinspektoren

Postbetriebsinspektoren

Posthauptsekretare

Postobersekretare

Postsekretarg

Postassistenteh

als Beamte des Betriebssicherungsdienstes

Dienstkrafte der Deutschen Bundespost, die ohne Beamte zu
sein, die Aufgaben desBetriebssicherungsdienstes wahrneh-
men?

. Bei der Polizei

a) Kriminalpolizei
Kriminaloberrate?
Kriminalrate?

Erste Kriminalhauptkommissare
Kriminalhauptkommissaré
Kriminaloberkommissare
Kriminalkommissare
Kriminalunterkommissare
Kriminalhauptmeister
Kriminalobermeiste®
Kriminalmeister?

b) Schutz-, Wasserschutz- und Bereitschaftspolizei
Erste Polizeihauptkommissate
Polizeihauptkommissar@
Polizeioberkommissare
Polizeikommissare
Polizeiunterkommissare
Polizeihauptmeister
Polizeiobermeister
Polizeimeiste®
Polizeihauptwachtmeistét
Polizeioberwachtmeistét
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c) Dienstkrafte der Polizei, die ohne Beamte zu sein, die 9. Beamte im Beamtenverhaltnis
Aufgaben einer der vorgenannten Beamtengruppenwahr-  auf Probe stehen grundsétzlich den Beamten ihrer Lauf-
nehmerP bahngruppe gleich, im gehobenen Dienst jedoch nur, sofern
sie ihre Fach- oder Laufbahnpriifung abgelegt haben oder
mindestens zwei Jahre in einer der in dieser Verordnung
bezeichneten Beamtengruppen tatig gewesen sind.

5. Bei den Forst-, Jagd- und Fischereiverwaltungen des
Landes, der Gemeinden und Kdrperschaften des offent-
lichen Rechts

a) Forst- und Jagdverwaltung §2
Forstoberamtsrate
Forstamtsrate Unberihrt bleibt die Bestellung zu Hilfsbeamten der Staats-
Forstamtsmanner anwaltschaft kraft Gesetzes.

Forstoberinspektoren
Forstinspektoren
Forstamtsinspektoren

§3

Forsthauptsekretére Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in
Forstobersekretére Kraft.
Forstsekretar®

Forstassistenteh Erfurt, den 5. Juli 1991
als Forstbetriebsbeamte im AufRendienst

b) Fischereiverwaltung

Oberamtsrate Die Thuringer Landesregierung

Amtsréte

Amtmanner Der Ministerprasident Der Minister fur Justiz, Bundes-
Oberinspektoren und Europaangelegenheiten
Inspektoren

Amstinspektoren

Hauptsekretére

Sekretare Duchac Dr. Jentsch

nebenamtliche Fischereiaufseft
6. Bei der Bergverwaltung
Bergdirektorer?

Bergqperrété) 9 sofern sie mindestens 4 Jahre in dem der Beamtengruppe
Bergrate ) entsprechenden Dienst oder im Polizeidienst des Bundes
Bergoberamtsrate oder eines Landestétig sind und das 21. Lenbensjahr vollendet
Bergamtsrate haben

Bergamtmé&nner

Bergoberinspektoren 2 sofern sie nicht Leiter einer selbstandigen Dienststelle sind

Berginspektoren

an den Bergamtern 3 sofern sie mit der Fischereiaufsicht staatlich beauftragt und

7. Bei der Staatsanwaltschaft
Wirtschaftsfachkrafte, sofern sie
1. sich mindestens in der Besoldungsgruppe A 11 befinden
oder 4

im Hauptamt Beamte des Bundes, des Landes, einer Gemein-
de oder eines Gemeindeverbandes sind

sofern sie im 6ffentlichen Dienst stehen, das 21. Lebensjahr

2. als Angestellte einer vergleichbaren Vergutungsgruppe
angehdren und mindestens zwei Jahre in einer der in
dieser Verordnung bezeichneten Beamten- oder Ange-
stelltengruppen tétig gewesen sind. 5

8. Hilfsheamte der Staatsanwaltschaftaus anderen Landern

Die in einem anderen Bundesland als Hilfsbeamte der

Staatsanwaltschaft bezeichneten Beamten, soweit diese

berechtigt sind, im Lande Thiringen polizeiliche Aufgaben

wahrzunehmen.

vollendet haben und mindestens vier Jahre in der entsprechen-
den Angestelltengruppe téatig sind

sofern sie das 25. Lebensjahr vollendet haben und nach
Abschlul? der Ausbildung insgesamt 2 Jahre im Polizeidienst
tatig waren und sofern sie erfolgreich an einer Grund-
anweisung fur ehemalige Dienstkrafte des Grenzschutzes
oder der Volkspolizei der DDR teilgenommen haben oder
seit dem 3. Oktober 1990 mindestens ein Jahr lang im
Polizeidienst des Bundes oder eines alten Landes tatig
waren.
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